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1. Einleitung  

Im Zuge der Halbzeitüberprüfungen der Programme EFRE/JTF und des ESF+ des Landes 

Sachsen-Anhalt in der Förderperiode 2021-2027 wurde die Berücksichtigung der 

Bereichsübergreifenden Grundsätze betrachtet. Die Betrachtung beschreibt die 

Berücksichtigung der Bereichsübergreifenden Grundsätze. Es erfolgt keine Bewertung der 

Berücksichtigung. Nachfolgend ist die Betrachtung ausgeführt. Der Kurzbericht ist wie folgt 

aufgebaut: 

 

• Im Kapitel 2 zur Ausgangslage wird in die Grundlagen der Berücksichtigung der 

Bereichsübergreifenden Grundsätze eingeführt. 

• In Kapitel 3 werden die Ziele und das Vorgehen der Betrachtung der 

Berücksichtigung der Bereichsübergreifenden Grundsätze vorgestellt. 

• In Kapitel 4 wird die Berücksichtigung der Bereichsübergreifenden Grundsätze auf 

Basis der Ergebnisse der Betrachtung beschrieben. 

• In Kapitel 5 wird ein Fazit gezogen und ein Ausblick auf die erneute Betrachtung 

der Bereichsübergreifenden Grundsätze geworfen. 
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2. Ausgangslage  

2.1. Verordnungen und die sich daraus ergebenden 
Anforderungen an die Bereichsübergreifenden Grundsätze 

 

Die Bereichsübergreifenden Grundsätze (Querschnittsziele) sind in den einschlägigen EU-

Verordnungen festgehalten. Aus diesen ergeben sich auch die Anforderungen an ihre 

Berücksichtigung. Sowohl das Verständnis der Bereichsübergreifenden Grundsätze als 

auch ihre Berücksichtigung werden - ausgehend von den einschlägigen EU-Verordnungen 

- auf die Programme und Fördermaßnahmen übertragen. Eingebettet sind die 

Bereichsübergreifenden Grundsätze zudem in die zielübergreifenden grundlegenden 

Voraussetzungen wie bspw. der Charta der Grundrechte der Europäischen Union (GRC), 

das Übereinkommen der Vereinten Nationen über die Rechte von Menschen mit 

Behinderungen (UNCRPD) oder das Übereingekommen von Paris mit der Verpflichtung, 

den Klimawandel einzudämmen und die Weltwirtschaft klimafreundlich umzugestalten. 

 

In Artikel 9 der Verordnung (EU) Nr. 2021/1060 (Dach-VO)1 ist sowohl die Definition als 

auch die Berücksichtigung der Bereichsübergreifenden Grundsätze „Gleichstellung von 

Männern und Frauen“, „Chancengleichheit und Nichtdiskriminierung“ sowie „ökologische 

Nachhaltigkeit“ festgehalten. In Artikel 6 der Verordnung (EU) Nr. 2021/1057 (ESF+-

Verordnung)2 sind Gleichstellung und Chancengleichheit weiter spezifiziert. Ökologische 

Nachhaltigkeit wird im Einklang mit den Zielen des Artikel 11 des Vertrags über die 

Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV)3 verfolgt. 

 

• Gleichstellung von Männern und Frauen 

Gemäß den Vorgaben muss sichergestellt werden, dass die Gleichstellung von 

Männern und Frauen, die durchgängige Berücksichtigung der 

Geschlechtergleichstellung und die Einbeziehung einer Geschlechterperspektive 

während der gesamten Vorbereitung, Durchführung, Begleitung und Evaluierung 

der Programme sowie der Berichterstattung berücksichtigt und gefördert werden. 

 

• Chancengleichheit und Nichtdiskriminierung  

Es müssen die erforderlichen Maßnahmen gegen jede Form der Diskriminierung 

aus Gründen des Geschlechts, der ethnischen Herkunft, der Religion oder der 

Weltanschauung, einer Behinderung, des Alters oder der sexuellen Ausrichtung 

während der Vorbereitung, Durchführung, Begleitung und Evaluierung der 

Programme und Berichterstattung ergriffen werden. Insbesondere die 

 
1 Verordnung (EU) 2021/1060, abrufbar unter https://eufonds.sachsen-anhalt.de/fondsuebergreifende-informationen/eu-verordnungen  

2 Verordnung (EU) 2021/1057, abrufbar unter Verordnung - 2021/1057 - EN - EUR-Lex 

3 Abrufbar unter Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV) - dejure.org 

https://www.faqt-esf.de/fileadmin/Redaktion/Grundlagen/ESF_Verordnung_300621.pdf
https://www.faqt-esf.de/fileadmin/Redaktion/Grundlagen/ESF_Verordnung_300621.pdf
https://eufonds.sachsen-anhalt.de/fondsuebergreifende-informationen/eu-verordnungen
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:32021R1057
https://dejure.org/gesetze/AEUV
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Zugänglichkeit für Menschen mit Behinderungen wird bei der gesamten 

Vorbereitung und Durchführung der Programme berücksichtigt. Barrieren der 

Teilhabe sollen abgebaut und die Barrierefreiheit sowie Inklusion gefördert werden. 

 

• Ökologische Nachhaltigkeit 

Als ein Prinzip der nachhaltigen Entwicklung soll mit der Berücksichtigung der 

ökologischen Nachhaltigkeit ein Beitrag zu einem grüneren, CO2-armen Europa 

geleistet werden. Dieses Ziel umfasst unterschiedliche Dimensionen, von bspw. der 

Förderung von Umweltschutz, der Förderung von Kreislaufwirtschaft bis hin zu 

bspw. der Schaffung neuer Arbeitsplätze in den Bereichen Umwelt, Klimaschutz, 

Energieversorgung, Kreislaufwirtschaft und Bioökonomie. Durchgehend ist das „do 

no-sigfinicant-harm“-Prinzip zu beachten, also die Vermeidung erheblicher 

Umweltbeeinträchtigungen.   

2.2. Ziele und Umsetzungsstrategien zur Berücksichtigung der 
Bereichsübergreifenden Grundsätze 

 

Aus den Verordnungen ergeben sich Anforderungen an das Verständnis und die 

Berücksichtigung der Bereichsübergreifenden Grundsätze. Diese lassen sich in 

verfahrensbezogene und inhaltsbezogene Anforderungen differenzieren. Zum einen 

ist also festgehalten, dass die Bereichsübergreifenden Grundsätze in Prozessen und 

Strukturen berücksichtigt werden müssen. Zum anderen ist festgehalten, dass zu den 

Zielen der Bereichsübergreifenden Grundsätzen beizutragen ist. 

Abbildung 1: Umsetzungsstrategie: Bereichsübergreifende Grundsätze 

 

Quellen: eigene Darstellung Ramboll Management Consulting auf Basis der einschlägigen Verordnungen 

 

• Mainstreaming-Ansatz 

Als Mainstreaming sind die Bereichsübergreifenden Grundsätze als durchgehendes 

Prinzip auf allen Ebenen, in allen Prozessen und bei allen Akteuren zu 

berücksichtigen. Hierbei handelt es sich im Gegensatz zu spezifischen Aktivitäten 

um integrierte Aktivitäten. Erwartet werden so auch indirekte Beiträge zu den 
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durchgehendes Prinzip auf allen 

Ebenen, 

in allen Prozessen und bei den 

beteiligten Akteuren 

Horizontale Prinzipien

Durchgängige Berücksichtigung 

in der Vorbereitung, 

Durchführung und 

Nachbereitung der Programme

Querschnittsziele

Berücksichtigung in 

spezifischen 

Förderaktivitäten
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Bereichsübergreifenden Grundsätzen, in dem diese in jedem Verfahrensschritt und 

auf allen Ebenen inhaltlich berücksichtigt werden.  

 

• Doppelansatz 

Als Doppelansatz wird bezeichnet, dass zum einen im Sinne des Mainstreaming-

Ansatzes die Bereichsübergreifenden Grundsätze während der gesamten 

Vorbereitung, Durchführung und Nachbereitung der Programme berücksichtigt 

werden müssen (indirekt). Zum anderen sollen spezifische Förderaktivitäten, also 

Programme und Projekte direkt zur Gleichstellung, Chancengleichheit und 

Nichtdiskriminierung sowie ökologischen Nachhaltigkeit beitragen. Die 

Bereichsübergreifenden Grundsätze können somit als horizontale Prinzipien in 

Förderaktivitäten berücksichtigt werden.  

 

• Spezifische Förderaktivitäten 

Aus dem Doppelansatz ergibt sich somit auch die Anforderung, dass als Beitrag zu 

den Zielen der Bereichsübergreifenden Grundsätze spezifische Förderaktivitäten 

durchgeführt werden, die einen direkten Beitrag zur Gleichstellung, 

Chancengleichheit und Nichtdiskriminierung leisten.  

 

Die verfahrensbezogene Berücksichtigung soll somit sowohl zu mittelbaren als auch 

unmittelbaren Beiträgen zu den Bereichsübergreifenden Grundsätzen bzw. ihren Zielen 

führen. Indem Beiträge zu den Zielen der Bereichsübergreifenden Grundsätzen geleistet 

werden, wird den inhaltlichen Anforderungen entsprochen - also die Gleichstellung von 

Männern und Frauen gefördert, die Chancengleichheit und Nichtdiskriminierung 

gewährleistet und ökologische Nachhaltigkeit gestärkt werden. 
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3. Zielsetzung  

3.1. Fragen zur Betrachtung der Berücksichtigung der 
Bereichsübergreifenden Grundsätze 

 

Die vorliegende Betrachtung ist eine ergänzende Betrachtung der Evaluierung der 

Bereichsübergreifenden Grundsätze in den Einzelevaluierungen der jeweiligen 

Förderprogramme. Laut Evaluierungsplan sollen die Beiträge des EFRE/JTF bzw. des 

ESF+ zu den Bereichsübergreifenden Grundsätzen in allen Evaluierungen erfolgen, 

explizit in den vertiefenden Evaluationen ausgewählter Förderprogramme sowie 

gegebenenfalls im Rahmen der Ad-hoc-Evaluationen. Eine ergänzende Bewertung des 

Beitrags der Fonds zu den Bereichsübergreifenden Grundsätzen soll im Zuge der 

Halbzeitüberprüfung und der Abschlussevaluierung erfolgen. Sie soll genutzt werden, um 

die „Beiträge und Einhaltung“ der Bereichsübergreifenden Grundsätze zu betrachten. 4 

Folgende Fragen sind im Evaluierungsplan festgehalten: 5 

Tabelle 1: Fragen aus dem Evaluierungsplan 

Leitfragen im Zuge der 

Halbzeitüberprüfung:  

Leifragen im Zuge der 

Abschlussevaluierung: 

Inhaltlicher Beitrag 

• Welche Förderprogramme des 

ESF+-bzw. EFRE/JTF leisten 

einen aktiven Beitrag zu den in 

Artikel 9 VO(EU) 2021/1060 

genannten 

Bereichsübergreifenden 

Grundsätzen? 

• Wie ist der Beitrag des jeweiligen 

Gesamtprogramms zu den 

jeweiligen Zielen zu bewerten? 

o Zu welchen Aspekten (auch 

Berücksichtigung der 

Konzentrationserfordernisse 

in den Programmen auf 

Basis der in den 

Erwägungsgründen 

festgelegten Quoten) tragen 

die Projekte (in den 

verschiedenen 

• Wie ist der Beitrag des jeweiligen 

Gesamtprogramms zu den 

jeweiligen Zielen zu bewerten? 

o Zu welchen Aspekten (auch 

Berücksichtigung der 

Konzentrationserfordernisse 

in den Programmen auf 

Basis der in den 

Erwägungsgründen 

festgelegten Quoten) trugen 

die Projekte (in den 

verschiedenen 

Prioritätsachsen, 

Spezifischen Zielen und 

Programmen) und in 

welchem Umfang bei? 

 
4 Vgl. Evaluierungsplan Für die Programme EFRE/JTF und ESF+ des Landes Sachsen-Anhalt in der Förderperiode 2021-2027 (04.07.2023), Bewertung der 

Umsetzung der Programme EFRE/JTF und ESF+ - Halbzeitevaluierung, S. 56, abrufbar unter: 

23_07_04_Evaluierungsplan_EFRE_JTF_ESF_FP_21_27_final.pdf.  

5 Ebd. sowie S. 58. 

https://eufonds.sachsen-anhalt.de/fileadmin/Bibliothek/Politik_und_Verwaltung/MF/EU_Fonds/EU-Fonds_2021-2027/EFRE_JTF/23_07_04_Evaluierungsplan_EFRE_JTF_ESF_FP_21_27_final.pdf
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Leitfragen im Zuge der 

Halbzeitüberprüfung:  

Leifragen im Zuge der 

Abschlussevaluierung: 

Prioritätsachsen, 

Spezifischen Zielen und 

Programmen) und in 

welchem Umfang bei? 

Verfahrenstechnische Anforderungen 

• Wie werden die 

Bereichsübergreifenden 

Grundsätze in den 

Förderrichtlinien und in der 

Projektauswahl berücksichtigt? 

 

Inhaltlicher Beitrag und verfahrenstechnische Anforderungen 

• Wie lassen sich die Erkenntnisse 

für die weitere Verfolgung dieser 

Ziele in Sachsen-Anhalt nutzen/ 

der Beitrag der Förderprogramme 

– sofern notwendig - steigern? 

• Welche ESF+-bzw. EFRE/JTF-

Förderprogramme haben einen 

aktiven Beitrag zu den in Artikel 9 

VO(EU) 2021/1060 genannten 

Bereichsübergreifenden 

Grundsätzen geleistet? Lassen 

sich Erkenntnisse gewinnen, wie 

die Ziele zukünftig – sofern 

notwendig – effektiver verfolgt 

werden können? 

 

3.2. Vorgehen der Betrachtung der Berücksichtigung der 
Bereichsübergreifenden Grundsätze  

 

Entsprechend der Leitfragen im Evaluierungsplan wird der (potenzielle) inhaltliche 

Beitrag zu den Bereichsübergreifenden Grundsätzen festgehalten, in dem die Programme 

bzw. Fördermaßnahmen und ihr Bezug zu den Bereichsübergreifenden Grundsätzen 

erörtert wird. Hierfür werden die Förderrichtlinien, ihre Zuordnung zu den Prioritäten und 

Spezifischen Zielen (SZ) unter dem Gesichtspunkt der Bereichsübergreifenden 

Grundsätze ausgewiesen. Hierbei sind die Fördermaßnahmen grundsätzlich zu 

unterscheiden zwischen solchen Fördermaßnahmen, die einen unmittelbaren Beitrag zu 

einem oder mehreren der Grundsätze leisten (können) und Fördermaßnahmen, die einen 

mittelbaren Beitrag leisten (können). Dies erfolgt auf Basis einer entsprechenden 

(inhaltsanalytischen) Daten- und Dokumentenauswertung auf Programmebene, wie 

etwa das EFRE- und ESF+-Programm und die Mittelverteilung6 und den einschlägigen 

Verordnungen sowie über die Abfrage zur Relevanz der Bereichsübergreifenden 

 
6 Daten und Dokumente auf Ebene der Fördermaßnahmen wie etwa Sachberichte sind nicht enthalten. Dies erfolgt gegebenenfalls in den Einzelevaluierungen. 



3. Zielsetzung 
  

 
9 

Grundsätze bei den verantwortlichen Ansprechpersonen der Förderrichtlinien in einer 

standardisierten Befragung. 

 

Ihre verfahrenstechnische Umsetzung wird auf der Ebene der Förderrichtlinien eruiert. 

Es wird dargestellt, inwiefern die Bereichsübergreifenden Grundsätze in der Vorbereitung, 

Durchführung und Nachbereitung der Programme berücksichtigt werden.  

Der Betrachtung der Bereichsübergreifenden Grundsätze als horizontale Prinzipien auf der 

Ebene der Förderrichtlinien liegt folgende Operationalisierung zugrunde: 7 

Abbildung 2: Operationalisierung: Berücksichtigung der Bereichsübergreifenden Grundsätze als horizontale Prinzipien 

 

Quelle: eigene Darstellung Ramboll Management Consulting auf Basis des Leitfadens zur Evaluierung des Querschnittsziels 

Gleichstellung in Programmen, Agentur für Gleichstellung im ESF. Abrufbar unter: 

leitfaden_evaluation_agentur_gleichstellung_esf_2011_eingebettet 

Zur Berücksichtigung als horizontale Prinzipien wurde in einer standardisierten Befragung 

der verantwortlichen Ansprechpersonen der Förderrichtlinien systematisch erfasst, ob und 

inwiefern die Bereichsübergreifenden Grundsätze in der Vorbereitung, Durchführung und 

Nachbereitung der Fördermaßnahmen berücksichtigt sind. Die Ergebnisse der Befragung 

wurden im Anschluss mit den verantwortlichen Ansprechpersonen der Förderrichtlinien in 

Fokusgruppen diskutiert und kontextualisiert. 

 

Nicht alle Förderrichtlinien der Programme wurden in Abstimmung mit der EU-

Verwaltungsbehörde in die Befragung eingebunden. In der nachfolgenden Tabelle sind die 

Förderrichtlinien, die nicht berücksichtigt wurden in kursiv ausgewiesen: 
  

 
7 Diese Operationalisierung lag auch der Teilstudien zu den Querschnittszielen in der letzten Förderperiode zugrunde. Abrufbar unter https://europa.sachsen-

anhalt.de/esi-fonds-in-sachsen-anhalt/ueber-die-europaeischen-struktur-und-investitionsfonds/berichte-und-studien/bewertungsberichte/bewertung-auf-

efre-und-esf-op-ebene-2014-2020 
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https://www.defacto-forschung.eu/wp-content/uploads/leitfaden_evaluation_agentur_gleichstellung_esf_2011.pdf
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Tabelle 2: Fördermaßnahmen in den Fonds: Befragung der verantwortlichen Ansprechpersonen der Förderrichtlinien  

EFRE/JTF 

 Ressort Förderrichtlinie 

1. MWL Risikokapitalfonds 

2. MWL KMU-Darlehensfonds 

3. MWL Kleines Investitionsförderprogramm 

4. MWL Ausbau der wirtschaftsnahen, anwendungsorientierten 

Innovationsinfrastruktur für KMU im außeruniversitären Bereich 

5. MWL Förderung von FuE-Projekten (Einzel-, Gemeinschafts- und 

Verbundvorhaben), von Prozess- und Organisationsinnovationen 

sowie Maßnahmen des WTT 

6. MWL Digital Innovation und Digital Creativity 

7. MWL Förderung von Maßnahmen an Hochschulen zur Unterstützung 

des Wissenstransfers in Gründungen (ego.-Programme) 

8. MWL Cross Innovation 

9. MWU Landeshochwasserschutz 

10. MWU Sachsen-Anhalt KLIMA III - Starkregenrisikomanagement 

11. MWU Energieeffizienz von Trink- und Abwasseranlagen 

12. MWU Energetische Sanierung von öffentlichen Nichtwohngebäuden 

und öffentlichen Infrastrukturen 

13. MWU Sachsen-Anhalt ENERGIE Energieeffizienz in Unternehmen 

14. MWU Sektorenkopplung 

15. MWU Energie-Speicherförderprogramm 

16. MWU grüner Wasserstoff 

17. MWU Ressourceneffizienz 

18. MWU Ressourceneffizienz (Einzelprojekt Gelsenwasser) 

19. MWU grüner Wasserstoff (Elektrolyseure) 

20. MWU Sachsen-Anhalt KLIMA III - Klimawandelresilienz (u. a. 

Klimaschutzkonzepte) 

21. MWU Sachsen-Anhalt WISSENSCHAFT: Forschung und Innovation 

(Hochschulen und außeruniversitäre Forschungseinrichtungen) 

22. MWU Forschungsinfrastruktur (Forschung) 

23. MWU interdisziplinäre Transferforschung (Entwicklung) 

24. MWU CO2 Darlehensfonds 

25. MID Förderung einer nachhaltigen, multimodalen Mobilität in Städten 

und ihrem Pendlerraum 

26. MID Verbesserung der Mobilitätsangebote 

27. MID Digitale Daseinsvorsorge im ländlichen Raum 

28. StK angewandte NEB-Projekte 

29. StK NEB-Reallabore 

30. MS 

 

Zentrum für Begegnung und Kompetenzentwicklung - 

Campushaus Neustadt 
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EFRE/JTF 

31. MB 

 

ESF-nahe Maßnahme i.S. der transferrelevanten schulischen und 

beruflichen Aus- und Weiterbildung, einschließlich Infrastruktur 

(Bildung) 

32. MF Ausbau der öffentlichen FuE-Infrastruktur (Hochschulbau) 

ESF+ 

 Ressort Förderrichtlinie 

1. MB Schulerfolg sichern 

2. MB Alphabetisierung und Grundbildung 

3. MS Örtliches Teilhabemanagement 

4. MS Stärkung der Gender- und Gleichstellungskompetenz 

5. MS Empowerment für Eltern 

6. MS Freiwilligendienste 

7. MS REGIO AKTIV - Zukunft mit Arbeit 

8. MS BRAFO - Berufswahl Richtig Angehen Frühzeitig Orientieren8 

9. MS Gleichberechtigte Lebensperspektiven öffnen: Abbau von 

Geschlechterstereotypen 

10. MS REGIO AKTIV - Übergang in Ausbildung 

11. MS AsA - Assistierte Ausbildung in der Pflegehilfe 

12. MS Sachsen-Anhalt Wissenschaft (Gleichstellung, Qualifikation, 

Nachwuchs) 

13. MS Weiterbildungsförderung 

14. MS Fachkräftesicherung 

15. MWU BemA 

16. MWU ÜLU - Überbetriebliche Lehrlingsunterweisung 

17. MWL ego.-START/ ego.-WISSEN 

18. MWL ego.-KONZEPT 

19. MJ Maßnahmen der Reintegration von Menschen, die von 

Straffälligekit betroffen bzw. bedroht sind 

20. MF/EU-VB CLLD – Bildung, Beschäftigung und Lernmobilität sowie soziale 

Integration und Teilhabe 

 

Bei der Befragung wurden im EFRE/JTF-Programm 31 von 32, im ESF+-Programm 19 

von 20 Förderrichtlinien berücksichtigt. Insgesamt wurde für 47 der 50 Fördermaßnahmen 

an der Befragung teilgenommen. Die Rücklaufquote beträgt damit 94 Prozent. Für drei 

Fördermaßnahmen des EFRE/JTF-Programms liegen keine Antworten vor:  
  

 
8 Ohne den Fördergegenstand der Netzwerkstelle. 
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Abbildung 3: Rücklauf der Befragung 

 

 

Quelle: eigene Darstellung Ramboll Management Consulting auf Basis der Befragung zur Berücksichtigung der Bereichsübergreifenden 

Grundsätze (Stand: Februar 2025).  
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4. Analyseergebnisse zur Berücksichtigung der 
Bereichsübergreifenden Grundsätze 

Nachfolgend werden die Analyseergebnisse dargelegt. Hierzu wird zuerst die inhaltliche 

Umsetzung und im Anschluss die verfahrensbezogene Umsetzung der 

Bereichsübergreifenden Grundsätze beschrieben. 

4.1. Inhaltliche Umsetzung der Bereichsübergreifenden 
Grundsätze 

 

Grundsätzlich ist der Beitrag des ESF+ zu den Bereichsübergreifenden Grundsätzen der 

Gleichstellung und Chancengleichheit unmittelbarer, der Beitrag zur ökologischen 

Nachhaltigkeit mittelbarer. Im Gegenzug ist der Beitrag des EFRE/JTF zum 

Bereichsübergreifenden Grundsatz der ökologischen Nachhaltigkeit unmittelbarer, der 

Beitrag zur Chancengleichheit und Gleichstellung mittelbarer. Das liegt in der 

Überschneidung der förderpolitischen Ziele mit den jeweiligen Zielen der 

Bereichsübergreifenden Grundsätzen begründet. Nachfolgend sind die (potenziellen) 

inhaltlichen Beiträge aus drei verschiedenen Perspektiven in folgender Reihenfolge 

betrachtet: 

 

• Thematische Reichweite 

Die thematische Reichweite bezeichnet die inhaltliche Abdeckung der Ziele der 

Bereichsübergreifenden Grundsätze auf Ebene der Fonds, der Prioritätsachsen und 

der Spezifischen Ziele. Sie ermittelt also, welche Fördermaßnahmen zu den Zielen 

der Bereichsübergreifenden Grundsätzen beitragen und in welchem Verhältnis 

diese zu dem Gesamtprogramm stehen. Ergänzt werden kann die thematische 

Reichweite zum einem um die finanzielle Reichweite, die sich auf die Abdeckung 

auf Ebene der (Gesamt-)Ausgaben bezieht und die materielle Reichweite, die sich 

auf die Abdeckung auf Ebene der gebildeten Output- und Ergebnisindikatoren 

bezieht.  

 

• Konzentrationserfordernisse  

Mit den thematischen Konzentrationserfordernissen in den Programmen gehen 

Quoten zur Investition der Mittel einher (Konzentrationserfordernisse). Für den 

EFRE/JFT (VO 2021/1058, Absatz 6, VO 2021/1056) orientieren sich diese an den 

grundlegenden Voraussetzungen wie dem Ziel der Erhaltung, des Schutzes und der 

Verbesserung der Qualität der Umwelt (gem. Artikel 11 und Artikel 191 Absatz 1 

AEUV), dem Klimaschutzübereinkommen von Paris von 2015 und den Zielen der 

Vereinten Nationen für nachhaltige Entwicklung sowie dem europäischen Grünen 



4. Berücksichtigung der BÜG 
  

 
14 

Deal. Für den ESF+ (VO 2021/1057, Absatz 19, 24, 25, 26 und 28) soll den Zielen 

der Europäischen Säule sozialer Rechte (ESSR) Rechnung getragen werden. 

 

• Einschätzungen der verantwortlichen Ansprechpersonen der 

Förderrichtlinien  

Die Umsetzung der Bereichsübergreifenden Grundsätze als horizontale Prinzipien 

erfolgt zu einem Großteil in der Ausgestaltung der Fördermaßnahmen. Die 

Einschätzung dazu, inwiefern ein Beitrag zu den Grundsätzen geleistet wird oder 

werden kann und wie dieser eingefordert, abgesichert und begleitet werden kann 

und somit in den geförderten Vorhaben berücksichtigtet wird oder werden kann, 

wurde in einer Befragung (Stand Februar 2025) der verantwortlichen 

Ansprechpersonen der Förderrichtlinien eingeholt.  

 

4.1.1. Thematische Reichweite 
 

Nachfolgend ist ausgewiesen, in welchem inhaltlichen Verhältnis die 

Bereichsübergreifenden Grundsätze zu den Zielen der Fördermaßnahmen stehen.  

 

Ökologische Nachhaltigkeit im EFRE/JTF 

Im EFRE/JTF sind die 32 Fördermaßnahmen vier Prioritätsachsen zugeordnet. Zum einen 

wird in Prioritätsachse 1 ein wettbewerbsfähigeres und intelligenteres Europa verfolgt. In 

der Prioritätsachse 2 wird ein grünerer, CO2-armer Übergang zu einer CO2-neutralen 

Wirtschaft und einem widerstandsfähigen Europa als Ziel verfolgt. In der Prioritätsachse 3 

wird eine nachhaltige, multimodale Mobilität in Städten und ihren Pendlerräumen gefördert 

und in der Prioritätsachse 5 der JTF als Fonds für einen gerechten Übergang umgesetzt.  

Abbildung 4: EFRE/JTF-Programm: Fördermaßnahmen nach Prioritätsachsen 

 

Quelle: eigene Darstellung Ramboll Management Consulting auf Basis des EFRE/JTF-Programms 2021-2027 des Landes Sachsen-

Anhalt. 

Insbesondere die Prioritätsachsen 2 und 3 weisen einen unmittelbaren inhaltlichen Bezug 

zur ökologischen Nachhaltigkeit auf. Bei diesen 10 Fördermaßnahmen ist somit ein 

unmittelbarer Beitrag zu erwarten. So handelt es sich beispielsweise bei der 

Fördermaßnahmen „Energieeffizienz von Trink -und Abwasserablagen“ oder 

„Energieeffizienz in Unternehmen“ um spezifische Förderaktivitäten zur Stärkung der 

​11 Förderrichtlinien

Prioritätsachse 1:

Ein wettbewerbsfähigeres 
und intelligenteres Europa 
durch die Förderung eines 

innovativen und intelligenten 
wirtschaftlichen Wandels und 
regionaler IKT-Konnektivität.

​9 Förderrichtlinien

Prioritätsachse 2:

Ein grünerer, CO2-armer 
Übergang zu einer CO2-
neutralen Wirtschaft und 
einem widerstandsfähigen 

Europa durch die Förderung 
einer sauberen und fairen 
Energiewende, von grünen 

und blauen Investitionen, der 
Kreislaufwirtschaft, des 
Klimaschutzes und der 

Anpassung an den 
Klimawandel, der 

Risikoprävention und des 
Risikomanagements. 

​1 Förderrichtlinie

Prioritätsachse 3:

Förderung einer 
nachhaltigen, multimodalen 

Mobilität in Städten und 
ihrem Pendlerraum

​11 Förderrichtlinien

Prioritätsachse 5:

JTF – Fonds für einen 
gerechten Übergang. 
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ökologischen Nachhaltigkeit. Bei den Fördermaßnahmen der Prioritätsachsen 1 und 5 

kommt es hingegen auf die Ausrichtungen der jeweiligen Fördermaßnahmen an und somit 

u.a. auf die Spezifischen Ziele. 
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Abbildung 5: EFRE/JTF-Programm: Verteilung der Förderrichtlinien auf die Spezifischen Ziele inkl. geplante Mittelverteilung 

 

Quelle: eigene Darstellung Ramboll Management Consulting auf Basis des EFRE/JTF-Programms 2021-2027 des Landes Sachsen-Anhalt. Ausgewiesen sind die Spezifischen Zielen, die Anzahl der 

Fördermaßnahmen in den Spezifischen Zielen sowie die geplante Mittelverteilung auf die Spezifischen Ziele. 
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8.1: Regionen und Menschen in die Lage versetzen, die sozialen, 
beschäftigungsspezifischen, wirtschaftlichen und ökologischen Auswirkungen des 

Übergangs (…)  zu bewältigen

1.1: Entwicklung und Ausbau der Forschungs- und Innovationskapazitäten und
der Einführung fortschrittlicher Technologien

2.1: Förderung von Energieeffizienz und Reduzierung von
Treibhausgasemissionen

1.3: Steigerung des nachhaltigen Wachstums und der Wettbewerbsfähigkeit von
KMU sowie Schaffung von Arbeitsplätzen in KMU, unter anderem durch

produktive Investitionen

2.4: Förderung der Anpassung an den Klimawandel und der
Katastrophenprävention und der Katastrophenresilienz unter Berücksichtigung

von ökosystembasierten Ansätzen

1.2: Nutzung der Vorteile der Digitalisierung für die Bürger, Unternehmen,
Forschungseinrichtungen und Behörden

2.3 Entwicklung intelligenter Energiesysteme, Netze und Speichersysteme
außerhalb des transeuropäischen Energienetzwerks (TEN-E)

2.8: Förderung einer nachhaltigen, multimodalen städtischen Mobilität im
Rahmen des Übergangs zu einer CO2-neutralen Wirtschaft

n=32 
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Die Ausrichtung der Spezifischen Ziele in Bezug auf das Ziel der ökologischen 

Nachhaltigkeit zeigt, dass auch die Fördermaßnahmen in den Prioritätsachsen 1 und 5 

(potenzielle) Beträge leisten können. 

 

• Sechs der 11 in Prioritätsachse 1 geförderten Maßnahmen entfallen auf das 

Spezifische Ziel der Entwicklung und des Ausbaus der Forschungs- und 

Innovationskapazitäten und der Einführung fortschrittlicher Technologien (SZ 1.1). 

Zwei Maßnahmen auf das Spezifische Ziel der Nutzung der Vorteile der 

Digitalisierung für die Bürger, Unternehmen, Forschungseinrichtungen und 

Behörden (SZ 1.2). Weitere drei Maßnahmen auf das Spezifische Ziel zur 

Steigerung des nachhaltigen Wachstums und der Wettbewerbsfähigkeit von KMU 

sowie der Schaffung von Arbeitsplätzen in KMU, unter anderem durch produktive 

Investitionen (SZ 1.3). Auch hier können inhaltliche Bezüge zur ökologischen 

Nachhaltigkeit gezogen werden, auch wenn die (potenziellen) Beiträge mittelbar 

sind.  

• Die 11 im JTF geförderten Maßnahmen dienen dem Spezifischen Ziel, Regionen 

und Menschen in die Lage zu versetzen, die sozialen, beschäftigungsspezifischen, 

wirtschaftlichen und ökologischen Auswirkungen des Übergangs zu den energie- 

und klimapolitischen Vorgaben der Union für 2030 und des Übergangs der Union zu 

einer klimaneutralen Wirtschaft bis 2050 unter Zugrundelegung des 

Übereinkommens von Paris zu bewältigen (SZ 8.1). In dieser Ausrichtung ist auch 

bei diesen Maßnahmen ein unmittelbarer inhaltlicher Beitrag zur ökologischen 

Nachhaltigkeit zu erkennen.    

 

Gleichstellung und Chancengleichheit im ESF+ 

Im ESF+ sind die in der Analyse zur Reichweite berücksichtigten 20 Fördermaßnahmen 

zwei Prioritätsachsen zugeordnet. Zum einen wird in Prioritätsachse A Beschäftigung, 

Bildung, soziale Inklusion und Gesundheit gefördert. Hierunter fallen der Großteil der in 

der Analyse und Befragung berücksichtigten Fördermaßnahmen. Die Prioritätsachse B 

verfolgt explizit das Ziel der sozialen Innovation. Hierunter fällt die Fördermaßnahme 

CLLD – Bildung, Beschäftigung und Lernmobilität sowie Soziale Integration und Teilhabe, 

die in der Befragung nicht berücksichtigt wurden. 

Abbildung 6: ESF+-Programm: Fördermaßnahmen nach Prioritätsachsen 

 

Quelle: eigene Darstellung Ramboll Management Consulting auf Basis des ESF+-Programms 2021-2027 des Landes Sachsen-Anhalt.   

Grundsätzlich ergibt sich bei beiden Prioritätsachsen ein Bezug zur Chancengleichheit und 

Nichtdiskriminierung. Speziell soziale Innovation wird im ESF+ als ein aktiver 

gesellschaftlichen Prozess verstanden, der darauf abzielt, benachteiligten oder 

Prioritätsachse B:

Soziale Innovation

​19 Förderrichtlinien ​1 Förderrichtlinie

Prioritätsachse A:

Beschäftigung, Bildung, soziale Inklusion 
und Gesundheit
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ausgegrenzten Bevölkerungsgruppen den gleichberechtigten Zugang zu gesellschaftlichen 

Ressourcen, Chancen und Teilhabe zu ermöglichen (vgl. ESF-VO 2021/1057, Artikel 2 Nr. 

8). Dies betrifft verschiedene Benachteiligungs- und Diskriminierungstatbestände und 

kann somit spezielle Merkmale oder deren Kombination (Intersektionalität) betreffen. 

Wenn Geschlecht als eine solches Merkmal aufgegriffen ist, ist auch ein Bezug und somit 

ein Beitrag zur Gleichstellung zu erwarten. Die Zuordnung der Fördermaßnahmen auf die 

Spezifischen Ziele ergibt folgendes Bild:   
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Abbildung 7: ESF+-Programm: Verteilung der Förderrichtlinien in der Prioritätsachse A auf die Spezifischen Ziele inkl. geplante Mittelverteilung 

 

Quelle: eigene Darstellung Ramboll Management Consulting auf Basis auf Basis des ESF+-Programms 2021-2027 des Landes Sachsen-Anhalt. Ausgewiesen sind die Spezifischen Zielen, die Anzahl 

der Fördermaßnahmen in den Spezifischen Zielen sowie die geplante Mittelverteilung auf die Spezifischen Ziele. Die Fördermaßnahmen der Förderrichtlinie CLLD zahlen auf unterschiedliche 

Spezifische Ziele ein (ESO4.12 und ESO4.6) und sind somit getrennt zugeordnet, so dass es 21 anstatt 20 Fälle sind. 

8

7

5

1

413.338.857 Euro

179.999.999 Euro

296.666.667 Euro

13.622.444 Euro

0 1 2 3 4 5 6 7 8 9

ESO4.6. Förderung des gleichberechtigten Zugangs zu hochwertiger und 
inklusiver allgemeiner und beruflicher Bildung einschließlich des entsprechenden 

Abschlusses (…)

ESO4.7. Förderung des lebenslangen Lernens, insbesondere von flexiblen 
Möglichkeiten für Weiterbildung und Umschulung für alle unter Berücksichtigung 

unternehmerischer und digitaler Kompetenzen (…)

ESO4.8. Förderung der aktiven Inklusion mit Blick auf die Verbesserung der 
Chancengleichheit, Nichtdiskriminierung und aktiven Teilhabe sowie Erhöhung 
der Beschäftigungsfähigkeit, insbesondere von benachteiligten Gruppen (…)

ESO4.12. Förderung der sozialen Integration von Menschen, die von Armut oder
sozialer Ausgrenzung bedroht sind, einschließlich der am stärksten

Benachteiligten und Kindern

n=21 
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Im Prinzip weisen alle Spezifischen Ziele analog zu den Prioritätsachsen einen Bezug zur 

Chancengleichheit auf.  

 

• Die Förderrichtlinie CLLD in der Prioritätsachse B zielt zum einen auf die Förderung 

der sozialen Integration von Menschen, die von Armut oder sozialer Ausgrenzung 

bedroht sind, einschließlich der am stärksten Benachteiligten und Kindern 

(ESO4.12.) sowie der Förderung des gleichberechtigten Zugangs zu hochwertiger 

und inklusiver allgemeiner und beruflicher Bildung einschließlich des 

entsprechenden Abschlusses, insbesondere für benachteiligte Gruppen, von der 

frühkindlichen Betreuung, Bildung und Erziehung über die allgemeine Bildung und 

die berufliche Aus- und Weiterbildung bis hin zur höheren Bildung und 

Erwachsenenbildung, sowie Erleichterung der Lernmobilität für alle und der 

Zugänglichkeit für Menschen mit Behinderungen (ESO4.6.) Hier erscheint der 

inhaltliche Bezug zur Chancengleichheit und Nichtdiskriminierung unmittelbar. 

Zudem spielt Geschlecht sowohl was die Armutsgefährdung als auch den 

gleichberechtigten Zugang zu Bildung betrifft, eine gesamtgesellschaftliche Rolle. 

Hier ist also von einem unmittelbaren Bezug und somit direkten Beitrag zur 

Gleichstellung von Männern und Frauen auszugehen. Wie spezifisch diese Beträge 

sind, hängt von der Ausrichtung der Vorhaben ab.  

• Weitere sieben der Fördermaßnahme in der Prioritätsachse A zahlen auf die 

Förderung des gleichberechtigten Zugangs zu hochwertiger und inklusiver 

allgemeiner und beruflicher Bildung einschließlich des entsprechenden 

Abschlusses, insbesondere für benachteiligte Gruppen ein (ESO4.6.). Hier ist von 

einem unmittelbaren Bezug zur Chancengleichheit und Nichtdiskriminierung 

auszugehen. So zielen beispielweise die Fördermaßnahme „Schulerfolg sichern“ 

oder „REGIO ATIV – Ausbildung am Übergang“ darauf, förderbedürftige 

Schülerinnen und Schüler sowie junge Menschen in ihrer schulischen und 

beruflichen Bildung gleichwertig zu unterstützen und zu begleiten. Auch hier ist 

zudem ein mittelbaren Bezug zur Gleichstellung von Männern und Frauen zu 

erkennen, da das Geschlecht in der Regel eine Rolle spielt, vor allem als ein 

Merkmal intersektionaler Benachteiligung. Zudem gibt es spezifische 

Fördermaßnahmen, die dies unmittelbar adressieren wie etwa „Stärkung der 

Gender- und Gleichstellungskompetenz“ und „Gleichberechtigte 

Lebensperspektiven öffnen: Abbau von Geschlechterstereotypen“.  

• Weitere sieben Fördermaßahmen in der Prioritätsachse A zahlen auf die Förderung 

des lebenslangen Lernens, insbesondere von flexiblen Möglichkeiten für 

Weiterbildung und Umschulung für alle unter Berücksichtigung unternehmerischer 

und digitaler Kompetenzen, bessere Antizipation von Veränderungen und neuen 

Kompetenzanforderungen auf der Grundlage der Bedürfnisse des Arbeitsmarkts 

sowie Erleichterung beruflicher Übergänge und Förderung der beruflichen Mobilität 

ein (ESO4.7.). Auch hier handelt es sich um bildungspolitische bzw. 

beschäftigungspolitische Ziele wie etwa bei der „Weiterbildungsförderung“. 

Entscheidend ist für den Beitrag zur Chancengleichheit und Gleichstellung, welche 
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Personengruppen über die Fördermaßnahmen adressiert, erreicht und unterstützt 

werden. Grundsätzlich ist ein Bezug  erkennbar, der beispielsweise bei der 

„Weiterbildungsförderung“ explizit durch einen Nachteilsausgleich gestärkt wurde, 

indem vulnerable Gruppen wie Alleinerziehende und Teilzeitbeschäftigte über einen 

höheren Fördersatz abgerechnet werden können. 

• Die verbleibenden fünf Maßnahmen in der Prioritätsachse A zielen auf die 

Förderung der aktiven Inklusion mit Blick auf die Verbesserung der 

Chancengleichheit, Nichtdiskriminierung und aktiven Teilhabe sowie Erhöhung der 

Beschäftigungsfähigkeit, insbesondere von benachteiligten Gruppen ab (ESO4.8.). 

Der Bezug zur Chancengleichheit und Nichtdiskriminierung ist unmittelbar und es 

sind direkte Beiträge zu erwarten. In diesem Sinne handelt es sich um spezifische 

Förderaktivitäten wie etwa bei der Fördermaßnahmen „Alphabetisierung und 

Grundbildung“ oder „REGIO AKTIV – Zukunft mit Arbeit“, die insbesondere 

benachteiligte Personengruppen bei der gesellschaftlichen und beruflichen Teilhabe 

unterstützen. Beiträge sind hier auch bei der Gleichstellung festzustellen und zu 

erwarten, da Geschlecht vor allem bei diesen Personengruppen ein wesentliches 

Benachteiligungsmerkmal und ein Nachteilsausgleich besonders angebracht ist – je 

nach Förderkontext für Frauen und/oder Männer.   

 

4.1.2. Thematische Konzentrationserfordernisse 
 

Ein weiterer Teilaspekt, um die (potenziellen) Beiträge der Fonds und Fördermaßnahmen 

zu den Bereichsübergreifenden Grundsätzen zu skizzieren und zu qualifizieren, sind die 

sich aus den thematischen Konzentrationen ergebenden finanziellen 

Konzentrationserfordernisse (sog. Quoten). Auch diese unterscheiden sich maßgeblich 

nach den Fonds.  

 

Im EFRE/JTF sollen laut der Verordnung 2021/1058 und der Verordnung 2021/1056 

„insgesamt 30 % der Ausgaben aus dem Unionshaushalt für die Unterstützung der 

Klimaschutzziele“ verwendet werden. Die Vorhaben des EFRE sollen „einen Beitrag in 

Höhe von 30 % der Gesamtfinanzausstattung zur Verwirklichung der Klimaschutzziele 

leisten“ (Absatz 6). Alle im EFRE/JTF geförderten Maßnahmen leisten einen Beitrag zu 

den Klimaschutzzielen. Die Quote ist mit 31,18 Prozent erfüllt.  

 

Im ESF+ ergeben sich laut der Verordnung 2021/1057 für Sachsen-Anhalt drei Vorgaben, 

die alle erfüllt sind.  

• Zum einen sollen „die Mitgliedstaaten mindestens 25 % ihrer Mittel der ESF+-

Komponente mit geteilter Mittelverwaltung für die Förderung der sozialen Inklusion 

bereitstellen“ (Absatz 24). Hierzu tragen die Fördermaßnahmen „Zukunft mit Arbeit 

(REGIO AKTIV)“, „Alphabetisierung und Grundbildung“, „Örtliches 

Teilhabemanagement“, „Empowerment für Eltern“ und „Maßnahmen der 
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Reintegration von Menschen, die von Straffälligkeit betroffen bzw. bedroht sind“, 

bei. Die Quote ist mit 32,40 Prozent erfüllt.  

• Eine ähnliche Konzentrationserfordernis ergibt sich nach Absatz 25 für 

Mitgliedstaaten, die „laut Eurostat-Daten im Zeitraum zwischen 2017 und 2019 eine 

über dem Unionsdurchschnitt liegende durchschnittliche Quote an von Armut oder 

sozialer Ausgrenzung bedrohten Kindern unter 18 Jahren verzeichneten“. Sie 

sollten „mindestens 5 % ihrer Mittel der ESF+-Komponente mit geteilter 

Mittelverwaltung für diese Maßnahmen bereitstellen“. Hierauf zahlt „Zukunft mit 

Arbeit (REGIO AKTIV)“ und „Empowerment für Eltern“ ein. Die Quote ist mit 24,39 

erfüllt.  

• Aus Absatz 26 ergibt sich die Vorgabe, dass „Mitgliedstaaten, die laut Eurostat-

Daten im Zeitraum zwischen 2017 und 2019 eine über dem Unionsdurchschnitt 

liegende durchschnittliche Quote junger Menschen zwischen 15 und 29 Jahren, die 

weder arbeiten noch eine Schule besuchen oder eine Ausbildung absolvieren, 

verzeichneten, mindestens 12,5 % ihrer Mittel der ESF+-Komponente mit geteilter 

Mittelverwaltung für diese Maßnahmen bereitstellen“ sollen. Dies leisten die 

Förderung des Übergangs in Ausbildung (REGIO AKTIV), die Förderung der 

Ausbildungsqualität und -attraktivität und die Freiwilligendienste. Die Quote ist mit 

14,38 erfüllt. 

 

4.1.3. Förderpolitischer Kontext 
Nachfolgend ist abschließend die Einschätzung der verantwortlichen Ansprechpersonen 

der Förderrichtlinien laut der Befragung ausgewiesen. Zum einen ist abgebildet, in 

welchem Verhältnis die förderpolitischen Ziele mit den Zielen der Bereichsübergreifenden 

Grundsätze stehen, um den inhaltlichen Bezug darzustellen. Zum anderen ist abgebildet, 

welchen Stellenwert die Bereichsübergreifenden Grundsätze in der Umsetzung haben, um 

eine grundlegende Einschätzung zur verfahrensbezogenen Umsetzung zu treffen. Erneut 

ist es sinnvoll, zwischen den Fonds zu unterscheiden. 

 

Die Ergebnisse der Befragung ergeben für das EFRE/JTF-Programm, dass 64 Prozent 

der Maßnahmen laut den Einschätzungen der verantwortlichen Ansprechpersonen der 

Förderrichtlinien eine (sehr) hohe bzw. teilweise Überschneidung mit den Zielen der 

ökologischen Nachhaltigkeit aufweisen. Eine sehr hohe Überschneidung weist 

beispielsweise die „Energetische Sanierung von öffentlichen Nichtwohngebäuden und 

öffentlichen Infrastrukturen“, eine hohe Überschneidung die Fördermaßnahmen zur 

„Ressourceneffizienz“ oder das „kleine Investitionsförderprogramm“ auf.  

 

Im Gegenzug wird angegeben, dass 71 Prozent bzw. 61 Prozent der Maßnahmen im 

EFRE/JTF-Programm keine Überschneidung mit Gleichstellung und Chancengleichheit 

aufweisen. Eine geringe und teilweise Überschneidung trifft auf 25 Prozent der 

Maßnahmen bei Gleichstellung und 36 Prozent der Maßnahmen bei Chancengleichheit 

zu. Eine jeweils hohe Überschneidung weist hingegen das „Zentrum für Begegnung und 
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Kompetenzentwicklung - Campushaus Neustadt“ auf. Eine teilweise Überschneidung mit 

den Zielen der Gleichstellung und Chancengleichheit ergibt sich beispielsweise bei der 

„interdisziplinären Transferforschung (Entwicklung)“, „Sachsen-Anhalt WISSENSCHAFT: 

Forschung und Innovation (Hochschulen und außeruniversitäre Forschungseinrichtungen)“ 

sowie der „Förderung von FuE-Projekten“.  

Abbildung 8: Befragung: Verhältnis der Ziele der Bereichsübergreifende Grundsätzen zu den förderpolitischen Zielen der 

Fördermaßnahmen im EFRE/JTF-Programm 

 

Quelle: eigene Darstellung Ramboll Management Consulting auf Basis der Befragung zur Berücksichtigung der Bereichsübergreifenden 

Grundsätze (Stand: Februar 2025). Frage: In welchem Verhältnis stehen die Bereichsübergreifenden Grundsätze zu den 

förderpolitischen Zielen der Fördermaßnahme? 

 

Dieses Verhältnis zwischen den förderpolitischen Zielen und den Zielen der 

Bereichsübergreifenden Grundsätze spiegelt sich entsprechend auch bei der Antwort auf 

die Frage der Berücksichtigung wider. 

Abbildung 9: Befragung: Stellenwert der Bereichsübergreifenden Grundsätze in der Umsetzung von Fördermaßnahmen im 

EFRE/JTF-Programm 

 

Quelle: eigene Darstellung Ramboll Management Consulting auf Basis der Befragung zur Berücksichtigung der Bereichsübergreifenden 

Grundsätze (Stand: Februar 2025). Frage: Welchen Stellenwert nehmen die verschiedenen Bereichsübergreifenden Grundsätze aus 

Ihrer Sicht derzeit bei der Umsetzung der Fördermaßnahme ein? 
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Bei 68 Prozent der Maßnahmen im EFRE/JTF-Programm nimmt ökologische 

Nachhaltigkeit einen teilweise bis hohen Stellenwert bei der Umsetzung der 

Fördermaßnahme ein. Einen hohen Stellenwert nimmt die ökologische Nachhaltigkeit bei 

der „Energetische Sanierung von öffentlichen Nichtwohngebäuden und öffentlichen 

Infrastrukturen“ sowie dem „Energie-Speicherförderprogramm“ ein. Keinen Stellenwert 

nimmt sie hingegen beispielsweise bei den „KMU-Darlehensfonds“ und der 

„Forschungsinfrastruktur (Forschung)“ ein. 

 

Bei 75 Prozent bzw. 64 Prozent der Maßnahmen nehmen Gleichstellung bzw. 

Chancengleichheit im Gegenzug keinen Stellenwert bei der Umsetzung der 

Fördermaßnahmen ein. In 21 bzw. 32 Prozent der Maßnahmen nehmen Gleichstellung 

bzw. Chancengleichheit einen eher niedrigen bis teilweisen Stellenwert in der Umsetzung 

ein. Einen hohen Stellenwert nehmen die Grundsätze wie bei der Überschneidung beim 

„Zentrum für Begegnung und Kompetenzentwicklung - Campushaus Neustadt“ ein. Einen 

teilweisen Stellenwert nehmen Gleichstellung und Chancengleichheit beispielsweise bei 

der „interdisziplinären Transferforschung (Entwicklung)“ ein. 

 

Die Ergebnisse der Befragung ergeben für das ESF+-Programm, dass Gleichstellung und 

Chancengleichheit mit einer geringen Ausnahme von fünf Prozent in allen 

Fördermaßnahmen eine Überschneidung mit den förderpolitischen Zielen aufweisen. Bei 

fünf Fördermaßnahmen wird angegeben, dass sowohl Gleichstellung als auch 

Chancengleichheit eine sehr hohe Überschneidung mit den förderpolitischen Zielen 

aufweisen. Dies sind: „Schulerfolg sichern“, „REGIO AKTIV - Zukunft mit Arbeit“, „BRAFO 

- Berufswahl Richtig Angehen Frühzeitig Orientieren“, „Gleichberechtigte 

Lebensperspektiven öffnen: Abbau von Geschlechterstereotype“ und „BemA“. Bei lediglich 

jeweils 16 Prozent der Maßnahmen wird die Überschneidung als gering eingeschätzt. Eine 

geringe Überschneidung mit beiden Grundsätzen wird bei „ÜLU - Überbetriebliche 

Lehrlingsunterweisung“ und „ego.-START/ ego.-WISSEN“ angegeben. 

 

Zudem wird für 42 Prozent der Maßnahmen angegeben, dass sich die förderpolitischen 

Ziele mit den Zielen der ökologischen Nachhaltigkeit zumindest gering (16%) bzw. 

teilweise (26%) überschneiden. Für 58 Prozent der Fördermaßnahme wird keine 

Überschneidung gesehen. Eine teilweise Überschneidung wird bei den 

„Freiwilligendiensten“, der „Fachkräftesicherung“ und „ego.-KONZEPT“ angegeben. 
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Abbildung 10: Befragung: Verhältnis der Ziele der Bereichsübergreifende Grundsätzen zu den förderpolitischen Zielen der 

Fördermaßnahmen im ESF+-Programm 

 

Quelle: eigene Darstellung Ramboll Management Consulting auf Basis der Befragung zur Berücksichtigung der Bereichsübergreifenden 

Grundsätze (Stand: Februar 2025). Frage: In welchem Verhältnis stehen die Bereichsübergreifenden Grundsätze zu den 

förderpolitischen Zielen der Fördermaßnahme? 

 

Wie beim EFRE/JTF-Programm spiegeln sich die Ergebnisse zur Frage der 

Überschneidung mit den förderpolitischen Zielen auch im ESF+-Programm mit den 

Ergebnissen zur Frage des Stellenwerts bei der Umsetzung. In fast allen 

Fördermaßnahmen haben Gleichstellung und Chancengleichheit einen Stellenwert bei der 

Umsetzung der Fördermaßnahmen. Ausnahme sind hier fünf Prozent, in denen keine 

Einschätzung bei der Gleichstellung getroffen wurde. Bei 58 Prozent bzw. 69 Prozent wird 

der Stellenwert als eher hoch bzw. hoch eingeschätzt. Einen sehr hohen Stellenwert 

nehmen beide Grundsätze in der Umsetzung bei den Fördermaßnahmen ein, bei denen 

auch die Überschneidung als sehr hoch angegeben wurde, also: „Schulerfolg sichern“, 

„REGIO AKTIV - Zukunft mit Arbeit“, „BRAFO - Berufswahl Richtig Angehen Frühzeitig 

Orientieren“, „Gleichberechtigte Lebensperspektiven öffnen: Abbau von 

Geschlechterstereotype“ und „BemA“. Zudem wurde angegeben, dass Gleichstellung auch 

bei der „Stärkung der Gender- und Gleichstellungskompetenz“ und in „Sachsen-Anhalt 

Wissenschaft (Gleichstellung, Qualifikation, Nachwuchs)“ einen sehr hohen Stellenwert 

einnimmt. Chancengleichheit nimmt zudem im „Örtlichen Teilhabemanagement“ und 

„Empowerment für Eltern“ einen sehr hohen Stellenwert ein. 

 

Im Gegenzug hat die ökologische Nachhaltigkeit laut den Einschätzungen bei 47 Prozent 

der Fördermaßnahmen keinen Stellenwert in der Umsetzung und bei 37 Prozent einen 

eher niedrigen Stellenwert. Lediglich für 16 Prozent wird ein teilweiser Stellenwert bei der 

Umsetzung der Fördermaßnahmen angegeben. Einen teilweisen Stellenwert nimmt die 

ökologische Nachhaltigkeit in den Fördermaßnahmen ein, in denen auch eine teilweise 

Überschneidung mit den Zielen angegeben wurde:  den „Freiwilligendiensten“, der 

„Fachkräftesicherung“ und „ego.-KONZEPT“. 
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Abbildung 11: Befragung: Stellenwert der Bereichsübergreifenden Grundsätze in der Umsetzung von Fördermaßnahmen 

im ESF+-Programm 

 

Quelle: eigene Darstellung Ramboll Management Consulting auf Basis der Befragung zur Berücksichtigung der Bereichsübergreifenden 

Grundsätze (Stand: Februar 2025). Frage: Welchen Stellenwert nehmen die verschiedenen Bereichsübergreifenden Grundsätze aus 

Ihrer Sicht derzeit bei der Umsetzung der Fördermaßnahme ein? 

 

In den Fokusgruppen wurde deutlich, dass der jeweilige (potenzielle) Beitrag sehr 

unterschiedlich sein kann und bspw. die Unterscheidung zwischen Gleichstellung und 

Chancengleichheit nicht in allen Fördermaßnahmen trennscharf ist bzw. häufig 

ineinandergreift. Bei der ökologischen Nachhaltigkeit wurden als Beispiele verschiedener 

Beitragsdimensionen u.a. die Minderung der Treibhausgasemissionen, Nutzung 

erneuerbarer Energien oder Energieeinsparung genannt.  

 

Zudem wurde festgehalten, dass die Beantwortung der Fragen zur verfahrensbezogenen 

Umsetzung der Bereichsübergreifenden Grundsätze vor allem in den Fällen als schwierig 

erachtet wurde, in denen die „ökologische Nachhaltigkeit thematisch nicht relevant ist“9 

oder die Fördermaßnahme „gegenüber den Bereichsübergreifenden Grundsätzen neutral 

ist“10. Dies greift erneut der grundsätzlichen Unterscheidung zwischen den Fonds auch bei 

der verfahrensbezogenen Berücksichtigung vor: Wenn es sich um spezifische 

Förderaktivitäten handelt, in denen ein unmittelbarer Beitrag zu den Zielen des jeweiligen 

Bereichsübergreifenden Grundsatzes zu erwarten ist, dann ist auch die 

verfahrensbezogene Berücksichtigung eindeutig(er).  

 

4.1.4. Zwischenfazit 
 

Ökologische Nachhaltigkeit: Die thematische Reichweite zeigt eine hohe Abdeckung 

des EFRE/JTF-Programms mit dem Ziel der ökologischen Nachhaltigkeit. Von den 32 in 

der Analyse ausgewiesenen Fördermaßnahmen ist bei neun (28%) von einem 

 
9 Wörtlich aus den Offenen Nennungen aus der Befragung übernommen. Frage: Haben Sie noch Anmerkungen zur Berücksichtigung der 

Bereichsübergreifenden Grundsätze in der Fördermaßnahme? Stand: Februar 2025. 

10 Wörtlich aus den Offenen Nennungen aus der Befragung übernommen. Ebd. 
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unmittelbaren Beitrag auszugehen. Bei weiteren 11 (34%) ist von einem wesentlichen 

Beitrag auszugehen. Und auch bei den verbleibenden 11 Fördermaßnahmen (34%) ist 

davon auszugehen, dass ein indirekter Beitrag zur ökologischen Nachhaltigkeit bzw. ihren 

Zielen als Bereichsübergreifendem Grundsatz geleistet werden wird. Die Ergebnisse der 

Befragung zum förderpolitischen Kontext korrespondieren mit diesem Bild: 64 Prozent 

der Maßnahmen weisen laut den Einschätzungen der zentralen Ansprechpersonen der 

Förderrichtlinien eine (sehr) hohe bzw. teilweise Überschneidung mit den Zielen der 

ökologischen Nachhaltigkeit auf. Speziell bei der Unterstützung und Verwirklichung der 

Klimaschutzziele tragen alle Fördermaßnahmen im EFRE/JTF-Programm bei.  

 

Chancengleichheit und Nichtdiskriminierung: Die thematische Reichweite zeigt eine 

sehr hohe Abdeckung des ESF+-Programms mit dem Ziel der Chancengleichheit und 

Nichtdiskriminierung. Von den 20 in der Analyse ausgewiesenen Fördermaßnamen 

weisen alle einen unmittelbaren Bezug zu den Zielen der Chancengleichheit und 

Nichtdiskriminierung im Sinne der sozialen und beruflichen Teilhabe auf – auch wenn es 

von der Ausgestaltung der Vorhaben abhängt, wie direkt bzw. indirekt die Beiträge sein 

werden. Die Ergebnisse der Befragung zum förderpolitischen Kontext bestätigen dieses 

Bild: Bei allen Fördermaßnahmen wurde angegeben, dass sich eine Überschneidung mit 

den Zielen der Chancengleichheit und Nichtdiskriminierung ergibt. Die Erfüllung der 

Konzentrationserfordernisse differenziert dieses Bild weiter. Insbesondere die fünf 

Förderrichtlinien in der Prioritätsachse A, die auf die aktive Inklusion zielen (ESO4.8), 

zahlen auf die Förderung der sozialen Inklusion sowie die Quote an von Armut oder 

sozialer Ausgrenzung bedrohten Kindern unter 18 Jahren sowie zum Teil auch auf die 

Alterskohorte zwischen 15 und 29 Jahren ein. Vor allem „REGIO AKTIV – Ausbildung am 

Übergang und Zukunft mi Arbeit“ zahlt auf alle Konzentrationserfordernisse ein und zeigt 

einen unmittelbaren Bezug zur Gleichstellung und Chancengleichheit auf. 

 

Gleichstellung von Männern und Frauen: Für die Gleichstellung von Männern und 

Frauen ergibt sich in allen in der Analyse betrachteten Fördermaßnahmen ein zumindest 

unmittelbarer Bezug, somit ist von einer potenziell hohen thematischen Reichweite 

auszugehen. Die bildungs- und beschäftigungspolitisch verfolgten Ziele und ebenso das 

Ziel der sozialen Inklusion beziehen sich auf Personengruppen, die aus Gründen der 

Diskriminierung oder Benachteiligung Unterstützung für einen gleichberechtigten Zugang 

und Teilhabe benötigen. Je nach Förderkontext ist davon auszugehen, dass das 

Geschlecht ein wesentliches Merkmal ist. Allerdings gilt, dass der (potenzielle) Beitrag zur 

Gleichstellung von der spezifischen Ausgestaltung der Fördermaßnahmen und Vorhaben 

abhängt. Die Ergebnisse der Befragung zum förderpolitischen Kontext bestätigen 

dieses Bild: Lediglich für fünf Prozent der Fördermaßnahmen wurde angegeben, dass sich 

keine Überschneidung mit dem Ziel der Gleichstellung von Männern und Frauen ergibt. 

Bei den Konzentrationserfordernissen ist ebenso davon auszugehen, dass diese einen 

Beitrag zur Gleichstellung leisten. 
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4.2. Verfahrensbezogene Umsetzung der Bereichsübergreifenden 
Grundsätze 

 

In der Befragung wurde im Anschluss an die Einschätzung zur Überschneidung mit den 

förderpolitischen Zielen und dem Stellenwert in der Umsetzung der Fördermaßnahmen 

abgefragt, inwiefern die Bereichsübergreifenden Grundsätze in der Vorbereitung, 

Durchführung und Nachbereitung der Fördermaßnahmen berücksichtigt werden. Hierfür 

hatten die verantwortlichen Ansprechpersonen der Förderrichtlinien die Möglichkeit, aus 

jeweils verschiedenen vorgegebenen Antwortmöglichkeiten die Maßnahmen auszuwählen, 

die für den jeweiligen Bereichsübergreifenden Grundsatz durchgeführt wurden oder 

werden. Lediglich bei vier Fördermaßnahmen wurde angegeben, dass die 

Bereichsübergreifenden Grundsätze in keiner der Phasen berücksichtigt werden. Hierbei 

handelt es sich im ESF+-Programm um die Fördermaßnahmen „ego.-START/ ego.-

WISSEN“, im EFRE/JTF-Programm um die Maßnahmen „Risikokapitalfonds“, „KMU-

Darlehensfonds“ und die Förderung von Maßnahmen an Hochschulen zur Unterstützung 

des Wissenstransfers in Gründungen (ego.-Programme).  

 

In den Fokusgruppen wurde jedoch deutlich, dass dies nicht bedeutet, dass bezüglich 

dieser Fördermaßnahmen nicht im Sinne eines Mainstreaming-Ansatzes erörtert wurde, 

inwiefern ein Beitrag potenziell möglich ist und welche verfahrensbezogene Umsetzung 

relevant sein könnte. So wurde in den Fokusgruppen erörtert, dass die Fragen zur 

verfahrensbezogenen Umsetzung nicht auf alle Förderarten und Interventionsansätze 

zutreffen – so ergeben sich durchaus relevante Unterschiede bezüglich bspw. 

Förderaufrufen oder Durchführungserlassen, der Vergabe von Einzelvorhaben als 

öffentliche Aufträge und nicht als Zuwendungen bzw. Infrastruktur- oder 

Investitionsförderungen. Es ist davon auszugehen, dass bestimmte Anforderungen in der 

Befragung entweder nicht angegeben wurden oder unter „sonstige Formen der 

Berücksichtigung“ fallen – wie bspw., wenn Anforderungen an die Antragssteller aber nicht 

über die Fördergrundsätze geregelt sind oder Regelungen, die über übergreifende 

Programmgrundsätze und nicht als Zuwendungsvoraussetzungen sichergestellt werden. 

 

Insofern sind die Ergebnisse der Befragung ein Anhaltspunkt zur verfahrensbezogenen 

Berücksichtigung, beschreiben diese jedoch nicht abschließend.11 Nachfolgend finden 

sich die Ergebnisse der Befragung erneut nach den Fonds unterschieden.  

 

  

 
11 Zudem wurde in den Fokusgruppen deutlich, dass aufgrund von Verzögerungen in der Umsetzung der Förderung einige Maßnahmen zur Berücksichtigung 

der Bereichsübergreifenden Grundsätze auch noch nicht umgesetzt wurden. 
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4.2.1. Verfahrensbezogene Berücksichtigung der ökologischen Nachhaltigkeit 
im EFRE/JTF-Programm 

 

Vorbereitung: Bedarfsanalyse und Zieldefinition 

Für 19 Fördermaßnahmen wurde angegeben, dass ökologische Nachhaltigkeit in der 

Bedarfsanalyse berücksichtigt wurde. Für jeweils12 sieben Fördermaßnahmen wurde dies 

für Gleichstellung und Chancengleichheit angeben.13 Diese Angaben ergeben folgendes 

Bild: 

 
12 Hierbei muss es sich nicht um dieselben Fördermaßnahmen handeln. 

13 Eine Fördermaßnahme wird gezählt, wenn mindestens ein Kreuz gesetzt wurde.  
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Abbildung 12: Befragung: Berücksichtigung in der Bedarfsanalyse im EFRE/JTF  

 

Quelle: eigene Darstellung Ramboll Management Consulting auf Basis der Befragung zur Berücksichtigung der Bereichsübergreifenden Grundsätze (Stand: Februar 2025). Frage: Inwiefern werden bzw. 

wurden die Bereichsübergreifenden Grundsätze in der Bedarfsanalyse berücksichtigt? Hinweis: Mehrfachangaben möglich. In den Kästen sind die häufigsten Nennungen hervorgehoben. 
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Für die ökologische Nachhaltigkeit wurde am häufigsten angegeben, dass notwendige 

Handlungsbedarfe im Einklang mit fachpolitischen Zielen des Landes identifiziert (12 

Nennungen) und unterstützende Förderaktivitäten aus den identifizierten 

Handlungsbedarfen abgleitet wurden (11 Nennungen). Ebenso wurde relativ häufig 

geschaut, welche Handlungsbedarfe sich aus sekundärstatistischen Daten oder anhand 

vorliegender Studien und Evaluierungen identifizieren und ableiten lassen (jeweils 8 

Nennungen). Die Beteiligung relevanter Partner und daraus abgeleitete unterstützende 

Förderaktivitäten sind weniger oft genannt (4 bzw. 6 Nennungen). Es gibt drei 

Fördermaßnahmen für die – bis auf „Berücksichtigung in anderer Form“ – alle 

Möglichkeiten der Berücksichtigung ökologischer Nachhaltigkeit angegeben wurden: Dies 

sind „Ressourceneffizienz“, „Ressourceneffizienz (Einzelprojekt Gelsenwasser)“ und 

„grüner Wasserstoff (Elektrolyseure)“.  

 

Für die Fördermaßnahmen, bei denen Angaben für Gleichstellung und Chancengleichheit 

gemacht wurden, wurden häufig notwendige Handlungsbedarfe identifiziert. Für die 

„Förderung einer nachhaltigen, multimodalen Mobilität in Städten und ihrem Pendlerraum“ 

und das „Zentrum für Begegnung und Kompetenzentwicklung - Campushaus Neustadt“ ist 

beispielsweise angegeben, dass hieraus auch unterstützende Förderaktivitäten für 

Chancengleichheit abgeleitet wurden. Das „Zentrum für Begegnung und 

Kompetenzentwicklung - Campushaus Neustadt“ hat dies auch für Gleichstellung 

angegeben sowie relevante Partner für Gleichstellung und Chancengleichheit beteiligt. 

 

Für 23 Fördermaßnahmen wurde angegeben, dass ökologische Nachhaltigkeit bei der 

Zieldefinition berücksichtigt wurde. Für 10 Fördermaßnahmen wurde dies für 

Chancengleichheit, für 8 Fördermaßnahmen für Gleichstellung angegeben.14 Diese 

Angaben ergeben folgendes Bild:  

Abbildung 13: Befragung: Berücksichtigung in der Zieldefinition im EFRE/JTF  

 

Quelle: eigene Darstellung Ramboll Management Consulting auf Basis der Befragung zur Berücksichtigung der Bereichsübergreifenden 

Grundsätze (Stand: Februar 2025). Frage: Inwiefern werden bzw. wurden die Bereichsübergreifenden Grundsätze bei der Zieldefinition 

berücksichtigt? Hinweis: Mehrfachangaben möglich. In den Kästen sind die häufigsten Nennungen hervorgehoben. 

 

 
14 Eine Fördermaßnahme wird gezählt, wenn mindestens ein Kreuz gesetzt wurde. 
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Für die ökologische Nachhaltigkeit wurde am häufigsten angegeben, dass sie als Teil der 

Prüfung der Zugangsvoraussetzungen definiert wurde (15 Nennungen). Am 

zweithäufigsten wurde angegeben, dass sie Erwähnung in den Förderrichtlinien findet 

(Nennung 11). Erwähnung in Ausschreibungsunterlagen, Aufruftexten und/oder 

Wettbewerbssaufrufen wurde acht Mal ausgewählt. Fast ebenso häufig findet die 

Berücksichtigung ökologischer Nachhaltigkeit bei der Zieldefinition in einer anderen Form 

statt (6 Nennungen). Erneut wurde für die Fördermaßnahmen „Ressourceneffizienz“, 

„Ressourceneffizienz (Einzelprojekt Gelsenwasser)“ und „grüner Wasserstoff“ angegeben, 

dass ökologische Nachhaltigkeit in den Förderrichtlinien, den Ausschreibungsunterlagen / 

Aufruftexten / Wettbewerbsaufrufen erwähnt ist und zudem Teil der Prüfung der 

Zugangsvoraussetzungen.  

 

Für fünf Maßnahmen wurde angegeben, dass sowohl Gleichstellung als auch 

Chancengleichheit in den Förderrichtlinien erwähnt wurden. Dies sind: „Ausbau der 

wirtschaftsnahen, anwendungsorientierten Innovationsinfrastruktur für KMU im 

außeruniversitären Bereich“, „interdisziplinäre Transferforschung (Entwicklung)“, 

„Förderung einer nachhaltigen, multimodalen Mobilität in Städten und ihrem Pendlerraum“, 

„Digitale Daseinsvorsorge im ländlichen Raum“ und „das Zentrum für Begegnung und 

Kompetenzentwicklung - Campushaus Neustadt“. Für das Campushaus Neustadt ist 

zudem angegeben, dass Gleichstellung und Chancengleichheit Teil der Prüfung der 

Zugangsvoraussetzungen sind.  

 

Durchführung: Vorhabenauswahl und Steuerung und Begleitung 

Für 23 Fördermaßnahmen des EFRE/JTF-Programms wurde angegeben, dass 

ökologische Nachhaltigkeit bei der Vorhabenauswahl berücksichtigt wurde. Für acht 

Fördermaßnahmen wurde dies für Chancengleichheit, für sieben Fördermaßnahmen für 

Gleichstellung angegeben.15 Diese Angaben ergeben folgendes Bild: 

Abbildung 14: Befragung: Berücksichtigung in der Vorhabenauswahl im EFRE/JTF  

 

 
15 Eine Fördermaßnahme wird gezählt, wenn mindestens ein Kreuz gesetzt wurde. 
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Quelle: eigene Darstellung Ramboll Management Consulting auf Basis der Befragung zur Berücksichtigung der Bereichsübergreifenden 

Grundsätze (Stand: Februar 2025). Frage: Inwiefern werden bzw. wurden die Bereichsübergreifenden Grundsätze bei der 

Vorhabenauswahl berücksichtigt? Hinweis: Mehrfachangaben möglich. In den Kästen sind die häufigsten Nennungen hervorgehoben. 

 

Am häufigsten wird ökologische Nachhaltigkeit als Wettbewerbskriterium bei der 

Vorhabenauswahl berücksichtigt (12 Nennungen). 10-mal wurde angegeben, dass der 

Beitrag quantitativ und neun Mal qualitativ im Antrag zu belegen ist. Ausschlusskriterium 

ist es in acht Fällen bei der Vorhabenauswahl. In drei Fällen ist der Beitrag ein 

Wertungskriterium für die Förderhöhe. Zudem ist sieben Mal angegeben, dass eine 

Berücksichtigung in anderer Form erfolgt. Zur Förderung der „Ressourceneffizienz“ 

wurden alle Möglichkeiten – außer „Beitrag quantitativ im Antrag zu belegen“ – 

angegeben. Den Beitrag im Antrag quantitativ belegen, wurde beispielsweise für die 

„Förderung einer nachhaltigen, multimodalen Mobilität in Städten und ihrem Pendlerraum“, 

„Energieeffizienz von Trink- und Abwasseranlagen“ und „Sachsen-Anhalt ENERGIE 

Energieeffizienz in Unternehmen“ angegeben worden. Ein „Wertungskriterium für die 

Förderhöhe“ ist ökologische Nachhaltigkeit laut der Befragung in den Fördermaßnahmen 

„Ressourceneffizienz“, „Ressourceneffizienz (Einzelprojekt Gelsenwasser)“ und „grüner 

Wasserstoff (Elektrolyseure)“. 

 

Für den „Ausbau der wirtschaftsnahen, anwendungsorientierten Innovationsinfrastruktur 

für KMU im außeruniversitären Bereich“ und die „Förderung von FuE-Projekten (Einzel-, 

Gemeinschafts- und Verbundvorhaben), von Prozess- und Organisationsinnovationen 

sowie Maßnahmen des WTT“ ist beispielsweise angegeben, dass sowohl Gleichstellung 

als auch Chancengleichheit Ausschlusskriterien bei der Vorhabenauswahl sind. 

 

Für 22 Fördermaßnahmen des EFRE/JTF-Programms wurde angegeben, dass eine 

Berücksichtigung der ökologischen Nachhaltigkeit bei der Steuerung und Begleitung 

erfolgt. Für sechs Fördermaßnahmen wurde dies für Chancengleichheit, bei fünf 

Maßnahmen für Gleichstellung angegeben.16 Diese Angaben ergeben folgendes Bild: 
  

 
16 Eine Fördermaßnahme wird gezählt, wenn mindestens ein Kreuz gesetzt wurde. 
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Abbildung 15: Befragung: Berücksichtigung in der Steuerung und Begleitung im EFRE/JTF  

 

Quelle: eigene Darstellung Ramboll Management Consulting auf Basis der Befragung zur Berücksichtigung der Bereichsübergreifenden 

Grundsätze (Stand: Februar 2025). Frage: Inwiefern werden bzw. wurden werden bzw. wurden die Bereichsübergreifenden Grundsätze 

bei der Steuerung und Begleitung der geförderten Projekte berücksichtigt? Hinweis: Mehrfachangaben möglich. In den Kästen sind die 

häufigsten Nennungen hervorgehoben. 

 

Für die ökologische Nachhaltigkeit wurde am häufigsten angegeben, dass die 

Berücksichtigung im Zuge der Steuerung und Begleitung in der Prüfung der Sachberichte 

stattfindet (10 Nennungen). Auch die Berücksichtigung in einer anderen Form wird oft 

genannt (9 Nennungen). Relativ häufig wird die Berücksichtigung in den Vor-Ort 

Überprüfungen (8 Nennungen) und in der Prüfung von Verwendungsnachweisen (7 

Nennungen) erwähnt. Weniger oft wurde die Berücksichtigung in den bereitgestellten 

Programmdokumenten (6 Nennungen) und die Berücksichtigung in Informations- und 

Schulungsangeboten für Zuwendungsempfänger (3 Nennungen) angegeben. Für die 

Fördermaßnahmen Sachsen-Anhalt ENERGIE Energieeffizienz in Unternehmen und 

Energie-Speicherförderprogramm sind alle Möglichkeiten – außer „Berücksichtigung in der 

Prüfung der Sachberichte“ und „Berücksichtigung in andere Form“ - angegeben. Die 

„Prüfung in den Sachberichten“ ist beispielsweise für die Fördermaßnahmen 

„Energetische Sanierung von öffentlichen Nichtwohngebäuden und öffentlichen 

Infrastrukturen“, „Sachsen-Anhalt WISSENSCHAFT: Forschung und Innovation 

(Hochschulen und außeruniversitäre Forschungseinrichtungen)“ und „Digital Innovation 

und Digital Creativity“ angegeben. Bei der energetischen Sanierung wurde angegeben, 

dass ökologische Nachhaltigkeit auch in den Vor-ort-Prüfungen berücksichtigt wird. 

 

Für die „interdisziplinäre Transferforschung (Entwicklung)“ wurde beispielsweise 

angegeben, dass sowohl Gleichstellung als auch Chancengleichheit in der Prüfung der 

Sachberichte berücksichtigt werden. Gleiches trifft auf „Sachsen-Anhalt WISSENSCHAFT: 

Forschung und Innovation (Hochschulen und außeruniversitäre Forschungseinrichtungen)“ 

im Falle der Gleichstellung zu. Für „Digital Innovation und Digital Creativity“ wurde 

angegeben, dass Chancengleichheit in der Prüfung der Sachberichte berücksichtigt wird. 
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Nachbereitung: Monitoring und Evaluierung  

Für 18 Fördermaßnahmen des EFRE/JTF-Programms wurde angegeben, dass eine 

Berücksichtigung der ökologischen Nachhaltigkeit im Monitoring und der Evaluierung 

erfolgt. Jeweils17 für drei Fördermaßnahmen wurde dies bei Gleichstellung und 

Chancengleichheit angegeben.18 Diese Angaben ergeben folgendes Bild: 
  

 
17 Hierbei muss es sich nicht um dieselben Fördermaßnahmen handeln. 

18 Eine Fördermaßnahme wird gezählt, wenn mindestens ein Kreuz gesetzt wurde.  
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Abbildung 16: Befragung: Berücksichtigung im Monitoring und der Evaluierung im EFRE/JTF  

 

Quelle: eigene Darstellung Ramboll Management Consulting auf Basis der Befragung zur Berücksichtigung der Bereichsübergreifenden 

Grundsätze (Stand: Februar 2025). Frage: Inwiefern werden bzw. wurden die Bereichsübergreifenden Grundsätze beim Monitoring und 

in der Evaluierung berücksichtigt? Hinweis: Mehrfachangaben möglich. In den Kästen sind die häufigsten Nennungen hervorgehoben. 

 

Für die ökologische Nachhaltigkeit wurde am häufigsten angegeben, dass die 

Berücksichtigung bei der Erfassung und Auswertung der Outputindikatoren (9 

Nennungen), der Ergebnisindikatoren (9 Nennungen) und im Monitoring (9 Nennungen) 

stattfindet. Die Berücksichtigung in einer anderen Form wird ebenfalls häufig genannt (6 

Nennungen). Weniger oft genannt wurden die Berücksichtigung in der Evaluation der 

Vorhaben (2 Nennungen). Für alle Fördermaßnahmen, für die angegeben wurde, dass 

ökologische Nachhaltigkeit bei der Erfassung und Auswertung der Outputindikatoren 

berücksichtigt wird, trifft dies laut der Befragung auch auf die Erfassung und Auswertung 

der Ergebnisindikatoren zu. Beispielsweise bei den Fördermaßnahmen „Energie-

Speicherförderprogramm“, „Sektorenkopplung“ und „Energieeffizienz von Trink- und 

Abwasseranlagen“. Bei dem „Energie-Speicherprogramm“ ist auch angegeben, dass 

ökologische Nachhaltigkeit in der Evaluation berücksichtigt wird. Dies trifft auch auf 

„Ressourceneffizienz“, „Ressourceneffizienz (Einzelprojekt Gelsenwasser)“, „grüner 

Wasserstoff“, „grüner Wasserstoff (Elektrolyseure)“ und „Sachsen-Anhalt ENERGIE 

Energieeffizienz in Unternehmen“ zu. 

 

Für die „interdisziplinäre Transferforschung (Entwicklung)“ ist angegeben, dass 

Gleichstellung und Chancengleichheit in der Evaluation der Vorhaben berücksichtigt 

werden; für „Sachsen-Anhalt WISSENSCHAFT: Forschung und Innovation (Hochschulen 

und außeruniversitäre Forschungseinrichtungen)“ ist dies für Gleichstellung angegeben. 

Beim „Zentrum für Begegnung und Kompetenzentwicklung - Campushaus Neustadt“ ist 

angegeben, dass Gleichstellung und Chancengleichheit „in anderer Form“ in dieser Phase 

berücksichtigt werden. 

4.2.1. Verfahrensbezogene Berücksichtigung der Gleichstellung und 
Chancengleichheit im ESF+-Programm 
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Vorbereitung: Bedarfsanalyse und Zieldefinition 

Für jeweils19 14 Fördermaßnahmen des ESF+-Programms wurde angegeben, dass 

Gleichstellung und Chancengleichheit bei der Bedarfsanalyse berücksichtigt wurden. Für 

drei Fördermaßnahmen wurde dies für ökologische Nachhaltigkeit angegeben.20 Diese 

Angaben ergeben folgendes Bild. 

 
19 Hierbei muss es sich nicht um dieselben Fördermaßnahmen handeln. 

20 Eine Fördermaßnahme wird gezählt, wenn mindestens ein Kreuz gesetzt wurde. 
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Abbildung 17: Befragung: Berücksichtigung in der Bedarfsanalyse im ESF+  

 

Quelle: eigene Darstellung Ramboll Management Consulting auf Basis der Befragung zur Berücksichtigung der Bereichsübergreifenden Grundsätze (Stand: Februar 2025). Frage: Inwiefern werden bzw. 

wurden die Bereichsübergreifenden Grundsätze in der Bedarfsanalyse berücksichtigt? Hinweis: Mehrfachangaben möglich. In den Kästen sind die Nennungen hervorgehoben, die bei Gleichstellung und 

Chancengleichheit deutlich häufiger als bei ökologischer Nachhaltigkeit angegeben wurden. 
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Für die Gleichstellung wurde jeweils mit 10 Nennungen am häufigsten angegeben, dass 

notwendige Handlungsbedarfe im Einklang mit fachpolitischen Zielen des Landes 

identifiziert wurden und unterstützende Förderaktivitäten aus der Beteiligung relevanter 

Partner abgleitet wurden. Für Chancengleichheit wurde am häufigsten angegeben, dass 

notwendige Handlungsbedarfe im Einklang mit fachpolitischen Zielen des Landes 

identifiziert wurden (12 Nennungen). Ebenso wurden hieraus oft unterstützende 

Förderaktivitäten abgeleitet (9 Nennungen) sowie Handlungsbedarfe auch anhand von 

vorliegenden Studien und Evaluierungen identifiziert (8 Nennungen). Das gilt auch für 

Gleichstellung. Für Gleichstellung wurde bei „Stärkung der Gender- und 

Gleichstellungskompetenz“, „REGIO AKTIV - Zukunft mit Arbeit“ und „Sachsen-Anhalt 

Wissenschaft (Gleichstellung, Qualifikation, Nachwuchs)“ – bis auf „Berücksichtigung in 

anderer Form“ – alle Möglichkeiten ausgewählt. Für „REGIO AKTIV – Zukunft mit Arbeit“ 

trifft dies auch auf Chancengleichheit zu. Bei sieben Fördermaßnahmen wurde 

beispielsweise sowohl für Gleichstellung als auch Chancengleichheit angegeben, dass 

unterstützende Förderaktivitäten aus der Beteiligung relevanter Partner abgeleitet wurden. 

Neben „REGIO AKTIV – Zukunft mit Arbeit“ wurde dies auch angegeben für „REGIO 

AKTIV - Übergang in Ausbildung“, „Schulerfolg sichern“, die „Freiwilligendienste“, „BRAFO 

- Berufswahl Richtig Angehen Frühzeitig Orientieren“, „Gleichberechtigte 

Lebensperspektiven öffnen: Abbau von Geschlechterstereotypen“ und „AsA - Assistierte 

Ausbildung in der Pflegehilfe“. 

 

Für die „Freiwilligendiensten“ wurde für ökologische Nachhaltigkeit angegeben, dass 

notwendige Handlungsbedarfe im Einklang mit fachpolitischen Zielen des Landes 

identifiziert und daraus unterstützende Förderaktivitäten abgeleitete wurden. Für die 

„Fachkräftesicherung“ wurde angegeben, dass relevante Partner zur ökologischen 

Nachhaltigkeit beteiligt und daraus unterstützende Förderaktivitäten abgeleitet wurden. Für 

die „Weiterbildungsförderung“ wurde ökologische Nachhaltigkeit bei der Bedarfsanalyse in 

„anderer Form“ berücksichtigt. 

Für 14 Fördermaßnahmen des ESF+-Programms wurde angegeben, dass eine 

Berücksichtigung in der Zieldefinition für Gleichstellung, für 16 Fördermaßnahmen eine 

Berücksichtigung für Chancengleichheit erfolgt. Für fünf Fördermaßnahmen wurde dies für 

ökologische Nachhaltigkeit angegeben.21 Diese Angaben ergeben folgendes Bild: 

Abbildung 18: Befragung: Berücksichtigung in der Zieldefinition im ESF+   

 
21 Eine Fördermaßnahme wird gezählt, wenn mindestens ein Kreuz gesetzt wurde. 
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Quelle: eigene Darstellung Ramboll Management Consulting auf Basis der Befragung zur Berücksichtigung der Bereichsübergreifenden 

Grundsätze (Stand: Februar 2025). Frage: Inwiefern werden bzw. wurden die Bereichsübergreifenden Grundsätze bei der Zieldefinition 

berücksichtigt? Hinweis: Mehrfachangaben möglich. In den Kästen sind die häufigsten Nennungen hervorgehoben. 

 

Am häufigsten findet Gleichstellung und Chancengleichheit Erwähnung in den 

Ausschreibungsunterlagen, Aufruftexten oder Wettbewerbsaufrufen (10 bzw. 11 

Nennungen) bzw. in den Förderrichtlinien (9 bzw. 11 Nennungen). Jeweils sechs Mal 

wurde genannt, dass Gleichstellung und Chancengleichheit Teil der Prüfung der 

Zugangsvoraussetzungen sind. Für Gleichstellung und Chancengleichheit wurde dies 

beispielsweise bei den Fördermaßnahmen „Gleichberechtigte Lebensperspektiven öffnen: 

Abbau von Geschlechterstereotypen“, „Fachkräftesicherung“, „BemA“, den 

„Freiwilligendiensten“ und „BRAFO - Berufswahl Richtig Angehen Frühzeitig Orientieren“ 

angegeben. Bei „Sachsen-Anhalt Wissenschaft (Gleichstellung, Qualifikation, 

Nachwuchs)“ wurde angegeben, dass Gleichstellung „Teil der Prüfung der 

Zuwendungsvoraussetzungen“ ist, Chancengleichheit nicht. 

Für die „Freiwilligendiensten“, „REGIO AKTIV - Übergang in Ausbildung“, „AsA - 

Assistierte Ausbildung in der Pflegehilfe“ und die „Weiterbildungsförderung“ wurde 

angegeben, dass ökologische Nachhaltigkeit in den Förderrichtlinien Erwähnung findet. 

Für die „Fachkräftesicherung“ wurde sie laut den Angaben in der Befragung hingegen 

beispielsweise in den Ausschreibungsunterlagen / Aufruftexten / Wettbewerbsaufrufen 

erwähnt und ist Teil der Zugangsvoraussetzungen. 

 

Durchführung: Vorhabenauswahl und Steuerung und Begleitung 

Für 14 Fördermaßnahmen des ESF+-Programms wurde angegeben, dass eine 

Berücksichtigung in der Vorhabenauswahl für Gleichstellung, für 15 Fördermaßnahmen 

eine Berücksichtigung für Chancengleichheit erfolgt. Für fünf Fördermaßnahmen wurde 

dies für ökologische Nachhaltigkeit angegeben.22 Diese Angaben ergeben folgendes Bild:  

Abbildung 19: Befragung: Berücksichtigung in der Vorhabenauswahl im ESF+  

 

 
22 Eine Fördermaßnahme wird gezählt, wenn mindestens ein Kreuz gesetzt wurde. 
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Quelle: eigene Darstellung Ramboll Management Consulting auf Basis der Befragung zur Berücksichtigung der Bereichsübergreifenden 

Grundsätze (Stand: Februar 2025). Frage: Inwiefern werden bzw. wurden die Bereichsübergreifenden Grundsätze bei der 

Vorhabenauswahl berücksichtigt? Hinweis: Mehrfachangaben möglich. In den Kästen sind die häufigsten Nennungen hervorgehoben. 

 

Für die Gleichstellung von Männern und Frauen wird am häufigsten angeführt, dass dies 

als Wettbewerbskriterium bei der Vorhabenauswahl (10 Nennungen) und als Beitrag 

qualitativ im Antrag zu belegen (8 Nennungen) ist. Das gleiche gilt für die 

Chancengleichheit und Nichtdiskriminierung (11 bzw. 9 Nennungen). Bei der 

Chancengleichheit ist auch drei Mal angegeben, dass sie Ausschlusskriterium bei der 

Vorhabenauswahl ist. Zwei Mal wurde angegeben, dass sie als Wertungskriterium für die 

Förderhöhe bei der Vorhabenauswahl berücksichtigt wird. Jeweils vier Mal ist angegeben, 

dass Gleichstellung bzw. Chancengleichheit in einer anderen Form berücksichtigt wird. 

Beispielsweise wurde für die Fördermaßnahme „Fachkräftesicherung“ für Gleichstellung 

und Chancengleichheit angegeben, dass sie Ausschlusskriterium und 

Wettbewerbskriterium für die Vorhabenauswahl sind. Zudem ist Chancengleichheit laut 

der Befragung auch bei den Fördermaßahmen Örtliches Teilhabemanagement und 

Empowerment für Eltern ein Ausschlusskriterium. Bei Empowerment für Eltern auch ein 

Wettbewerbskriterium. Für Sachsen-Anhalt Wissenschaft (Gleichstellung, Qualifikation, 

Nachwuchs) wurde angegeben, dass Gleichstellung ein „Wertungskriterium für die 

Förderhöhe“ ist; bei „Empowerment für Eltern“ und „Weiterbildungsförderung“ ist dies für 

Chancengleichheit angegeben. 

 

Für die „Freiwilligendiensten“, „REGIO AKTIV - Übergang in Ausbildung“ und „AsA - 

Assistierte Ausbildung in der Pflegehilfe“ ist angebenden, dass ökologische Nachhaltigkeit 

ein Wettbewerbskriterium bei der Vorhabenauswahl und bei den beiden letzten 

Fördermaßnahmen der Beitrag qualitativ im Antrag zu belegen ist. Auch bei der 

„Fachkräftesicherung“ wurde ökologische Nachhaltigkeit als Wettbewerbskriterium 

angegeben. Bei der „Weiterbildungsförderung“ ist sie laut den Angaben in der Befragung 

in „anderer Form“ bei der Vorhabenauswahl berücksichtigt. 
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Für 14 Fördermaßnahmen des ESF+-Programms wurde angegeben, dass eine 

Berücksichtigung in der Steuerung und Begleitung für Gleichstellung, für 15 

Fördermaßnahmen eine Berücksichtigung für Chancengleichheit erfolgt. Für drei 

Fördermaßnahmen wurde dies für ökologische Nachhaltigkeit angegeben.23 Diese 

Angaben ergeben folgendes Bild: 
  

 
23 Eine Fördermaßnahme wird gezählt, wenn mindestens ein Kreuz gesetzt wurde. 
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Abbildung 20: Befragung: Berücksichtigung in der Steuerung und Begleitung im ESF+  

 

Quelle: eigene Darstellung Ramboll Management Consulting auf Basis der Befragung zur Berücksichtigung der Bereichsübergreifenden 

Grundsätze (Stand: Februar 2025). Frage: Inwiefern werden bzw. wurden werden bzw. wurden die Bereichsübergreifenden Grundsätze 

bei der Steuerung und Begleitung der geförderten Projekte berücksichtigt? Hinweis: Mehrfachangaben möglich. In den Kästen sind die 

häufigsten Nennungen hervorgehoben. 

 

Für die Gleichstellung sowie die Chancengleichheit wird am häufigsten die 

Berücksichtigung in den bereitgestellten Programmdokumenten genannt (8 bzw. 10 

Nennungen). Am zweithäufigsten gilt dies für die Prüfung der Sachberichte (jeweils 7 

Nennungen), am dritthäufigsten für die Berücksichtigung in Informations- und 

Schulungsangeboten für Zuwendungsempfänger (jeweils 6 Nennungen). Die 

Berücksichtigung in der Prüfung von Verwendungsnachweisen und die Berücksichtigung 

in einer anderen Form ist jeweils vier Mal für beide Grundsätze angeben. Beispielweise 

wurde für „Empowerment für Eltern“, „REGIO AKTIV - Zukunft mit Arbeit“, 

„Gleichberechtigte Lebensperspektiven öffnen: Abbau von Geschlechterstereotypen“ und 

die „Weiterbildungsförderung“ angegeben, dass Chancengleichheit in den 

Verwendungsnachweisen gepürft wird; für Gleichstellung wurde dies neben „REGIO 

AKTIV - Zukunft mit Arbeit“ und Gleichberechtigte Lebensperspektiven öffnen: Abbau von 

Geschlechterstereotypen auch bei „Stärkung der Gender- und Gleichstellungskompetenz“ 

und „Sachsen-Anhalt Wissenschaft (Gleichstellung, Qualifikation, Nachwuchs)“ 

angegeben. 

 

Für die „Fachkräftesicherung“ ist angeben, dass ökologische Nachhaltigkeit in den 

Sachberichten und in „andere Form“ berücksichtigt wird. Auch bei den 

„Freiwilligendiensten“ wird sie laut den Angaben in der Befragung in den Sachberichten; 

bei der „Weiterbildungsförderung“ in „anderer Form“ berücksichtigt.  
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Fördermaßnahmen eine Berücksichtigung für Chancengleichheit erfolgt. Für zwei 

Fördermaßnahmen wurde dies für ökologische Nachhaltigkeit angegeben.24 Diese 

Angaben ergeben folgendes Bild: 
  

 
24 Eine Fördermaßnahme wird gezählt, wenn mindestens ein Kreuz gesetzt wurde. 
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Abbildung 21: Befragung: Berücksichtigung im Monitoring und der Evaluierung im ESF+  

 

Quelle: eigene Darstellung Ramboll Management Consulting auf Basis der Befragung zur Berücksichtigung der Bereichsübergreifenden 

Grundsätze (Stand: Februar 2025). Frage: Inwiefern werden bzw. wurden die Bereichsübergreifenden Grundsätze beim Monitoring und 

in der Evaluierung berücksichtigt? Hinweis: Mehrfachangaben möglich. In den Kästen sind die häufigsten Nennungen hervorgehoben. 

 

Für Gleichstellung wurde am häufigsten angegeben, dass sie im Monitoring, falls 

vorhanden, berücksichtigt wird (7 Nennungen). Dies ist auch bei Chancengleichheit die 

häufigste Nennung (5 Nennungen). Zudem wurde auch fünf Mal angegeben, dass 

Chancengleichheit in der Evaluation der Vorhaben berücksichtigt wird. Bei Gleichstellung 

ist dies drei Mal angegeben worden. Die Berücksichtigung in der Erfassung und 

Auswertung der Outputindikatoren bzw. Ergebnisindikatoren wird deutlich weniger oft 

angegeben. Häufiger wurde eine Berücksichtigung in einer anderen Form angegeben. 

Beispielsweise wurde für „REGIO AKTIV - Zukunft mit Arbeit“ angegeben, dass 

Gleichstellung und Chancengleichheit bei der Erfassung und Auswertung der 

Outputindikatoren und Ergebnisindikatoren berücksichtigen werden. Laut der Befragung 

trifft dies auch bei „Gleichberechtigte Lebensperspektiven öffnen: Abbau von 

Geschlechterstereotypen“ für Gleichstellung zu; Chancengleichheit wird zudem bei den 

Outputindikatoren berücksichtigt, bei den Ergebnisindikatoren nich. Für „Empowerment für 

Eltern“ ist angegeben, dass Chancengleichheit sowohl bei den Output- als auch 

Ergebnisindikatoren berücksichtigt wird, bei Gleichstellung nicht. Zusätzlich zu diesen 

Fördermaßnahmen wurde für „BRAFO - Berufswahl Richtig Angehen Frühzeitig 

Orientieren“, „REGIO AKTIV - Übergang in Ausbildung“, „AsA - Assistierte Ausbildung in 

der Pflegehilfe“, der „Weiterbildungsförderung“ und „ÜLU - Überbetriebliche 

Lehrlingsunterweisung“ angeben, dass Gleichstellung im Monitoring berücksichtigt wird: 

Vin diesen trifft dies für Chancengleichheit auch bei „BRAFO - Berufswahl Richtig 

Angehen Frühzeitig Orientieren“, der „Weiterbildungsförderung“ und „ÜLU - 

Überbetriebliche Lehrlingsunterweisung“ zu. 

 

Für die „Weiterbildungsförderung“ und für die „Fachkräftesicherung“ ist angegeben, dass 

die ökologische Nachhaltigkeit „in anderer Form“ in der Phase Monitoring und Evaluierung 

berücksichtigt wird. 
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4.2.2. Zwischenfazit 
 

Für die verfahrensbezogene Berücksichtigung der ökologischen Nachhaltigkeit im 

EFRE/JTF-Programm ergeben die Angaben in der Befragung, dass der Grundsatz bei 

den meisten Fördermaßnahmen in der Durchführung berücksichtigt wird. Bei 23 

Fördermaßnahmen in der Vorhabenauswahl, bei 22 Fördermaßnahmen in der Steuerung 

und Begleitung. Auch in der Vorbereitung ist für einen Großteil der Fördermaßnahmen 

angegeben, dass die ökologische Nachhaltigkeit berücksichtigt wird: Bei 18 

Fördermaßnahmen in der Bedarfsanalyse und bei 23 Fördermaßnahmen bei der 

Zieldefinition. In der Nachbereitung, speziell beim Monitoring und der Evaluation, ist dies 

für 18 Fördermaßnahmen angegeben. Chancengleichheit und Nachhaltigkeit ist im 

EFRE/JTF-Programm am häufigsten in der Vorbereitung bei der Zieldefinition angegeben 

(bei 10 bzw. 8 Maßnahmen). Jeweils für sieben Maßnahmen wurden die Grundsätze bei 

der Bedarfsanalyse berücksichtigt. Bei fast ebenso vielen Fördermaßnahmen wird 

Chancengleichheit und Gleichstellung bei der Durchführung in der Vorhabenauswahl 

berücksichtigt (8 bzw. 7 Fördermaßnahmen). In sechs bzw. fünf Fördermaßnahmen in der 

Steuerung und Begleitung. Am seltensten erfolgt eine Berücksichtigung in der 

Nachbereitung. Beim Monitoring und der Evaluierung ist dies für jeweils drei 

Fördermaßnahmen angegeben.  

 

Ein ähnliches Bild ergibt sich für die verfahrensbezogene Berücksichtigung der 

Chancengleichheit, Gleichstellung und ökologischen Nachhaltigkeit im ESF+-Programm. 

Chancengleichheit und Nichtdiskriminierung ist von allen drei Grundsätzen am 

häufigsten berücksichtigt. Ein Großteil der Fördermaßnahmen im ESF+-Programm 

berücksichtigt die Chancengleichheit und Nichtdiskriminierung in der Vorbereitung und 

Durchführung, 14 Fördermaßnahmen in der Bedarfsanalyse, 16 Fördermaßnahmen bei 

der Zieldefinition sowie jeweils 15 bei der Vorhabenauswal sowie Steuerung und 

Begleitung. In der Nachbereitung ist dies für 10 Fördermaßnahmen im Monitoring und der 

Evaluierung angegeben. Die verfahrensbezogene Berücksichtigung von Gleichstellung 

von Männern und Frauen im ESF+-Programm korrespondiert mit der von 

Chancengleichheit und Nichtdiskriminierung, betrifft aber in der Regel laut den Angaben 

weniger Fördermaßnahmen. In der Bedarfsanalyse sind es wie bei der Chancengleichheit 

14 Fördermaßnahmen. Bei der Zieldefinition, Vorhabenauswahl sowie Steuerung und 

Begleitung betrifft dies jeweils 14 Fördermaßnahmen und somit weniger als bei der 

Chancengleichheit, beim Monitoring und der Evaluierung hingegen betrifft dies 11 und 

somit eine Fördermaßnahme mehr. Ökologische Nachhaltigkeit wird hingegen deutlich 

seltener berücksichtigt – von der Häufigkeit bezüglich des Anteils der Fördermaßnahmen 

aber vergleichbar oft wie Gleichstellung und Chancengleichheit im EFRE/JTF-Programm. 

Für jeweils fünf Fördermaßnahmen wird der Grundsatz in der Zieldefinition sowie 

Vorhabenauswahl berücksichtigt. In jeweils drei Fördermaßnahmen in der Bedarfsanalyse 
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sowie der Steuerung und Begleitung. In zwei Fördermaßnahmen beim Monitoring und in 

der Evaluierung.  
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5. Fazit und Ausblick 

Fazit  

Nachfolgend ist die Berücksichtigung der Bereichsübergreifenden Grundsätze 

beschrieben. Es erfolgt keine Bewertung der Berücksichtigung. Der Bericht legt also nicht 

dar, wie gut oder schlecht bestimmte Maßnahmen zur Berücksichtigung der 

Bereichsübergreifenden Grundsätze umgesetzt wurden und welche Effekte dies 

möglicherweise haben könnte, sondern es erfolgt lediglich eine Überprüfung und 

Einordnung, ob und wie (mit welchen Maßnahmen) die Berücksichtigung erfolgt ist. 

 

Die thematische Reichweite ebenso wie die Überschneidung mit den förderpolitischen 

Zielen und der Beitrag zu den Konzentrationserfordernissen zeigt eine sehr hohe 

Abdeckung für Chancengleichheit und Nichtdiskriminierung im ESF+-Programm. Im 

Einklang damit ist der Grundsatz bei einem Großteil der Fördermaßnahmen in der 

Vorbereitung, Durchführung und Nachbereitung als horizontales Prinzip berücksichtigt. Es 

ist von einem relevanten Beitrag des Programms zu den Zielen des Grundsatzes 

auszugehen. Ein Schwerpunkt ergibt sich dabei bei der Förderung von Teilhabechancen 

durch Bildung, insbesondere der allgemeinen und beruflicher Bildung sowie des 

lebenslangen Lernens. Flankiert wird dies durch die Erhöhung der 

Beschäftigungsfähigkeit, insbesondere benachteiligter Gruppen. 

 

Die thematische Reichweite für Gleichstellung von Männern und Frauen im ESF+-

Programm ergibt eine hohe Abdeckung, die jedoch einen nicht ganz so unmittelbaren 

Bezug aufweist wie dies für Chancengleichheit und Nichtdiskriminierung der Fall ist – dies 

trifft auch auf den Beitrag zu den Konzentrationserfordernissen zu. Allerdings zeigt die 

Einschätzung zur Überschneidung mit den förderpolitischen Zielen, dass die Abdeckung 

für die Gleichstellung von Männern und Frauen ähnlich hoch ist wie für Chancengleichheit 

und Nichtdiskriminierung. Die Berücksichtigung in der Vorbereitung, Durchführung und 

Nachbereitung der Fördermaßnahmen stärkt dieses Bild. Es ist somit von einem 

relevanten Beitrag des Programms zu den Zielen des Grundsatzes auszugehen, der 

analog zur Chancengleichheit vor allem in der Förderung von Bildung und Beschäftigung 

besteht.  

 

Die thematische Reichweite für die ökologische Nachhaltigkeit im EFRE/JTF-

Programm zeigt eine hohe Abdeckung des EFRE/JTF-Programms mit dem Ziel der 

ökologischen Nachhaltigkeit. Bei einem Großteil der Fördermaßnahmen ist ein 

unmittelbarer Bezug deutlich. Bei den restlichen Maßnahmen lässt sich ein indirekter 

Bezug erkennen. Das Bild bestätigt sich bei der Überschneidung mit den förderpolitischen 

Zielen. Zudem tragen alle Fördermaßnahmen bei den Konzentrationserfordernissen zur 

Unterstützung und Verwirklichung der Klimaschutzziele bei. Die Berücksichtigung in der 

Vorbereitung, Durchführung und Nachbereitung der Fördermaßnahmen stärkt dieses Bild. 
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Es ist somit von einem relevanten Beitrag des Programms zu den Zielen des Grundsatzes 

auszugehen. Ein Schwerpunkt zeigt sich in der Reduktion des Energieverbrauchs in 

verschiedenen Handlungsfeldern – vom Bau über die Produktion hin zur Mobilität sowie 

der Förderung von Ressourceneffizienz. Flankiert wird dies durch die Förderung von 

Maßnahmen zur Klimaanpassung.  

 

Ausblick 

Um die im Evaluierungsplan enthaltenen ergänzenden Fragen zur Berücksichtigung der 

Bereichsübergreifenden Grundsätze zur Abschlussevaluierung zu beantworten, bieten 

sich grundsätzlich folgende Betrachtungen an: 

 

• Eine Meta-Auswertung der Erkenntnisse der Einzelevaluierungen: Da die 

Berücksichtigung der Bereichsübergreifenden Grundsätze in den Einzelevaluierung 

integriert erfolgt, könnten diese zum Ende der Förderperiode synthetisiert werden. 

• Rückgriff auf Output- und Ergebnisindikatoren: In den Fällen, in denen die Output- 

und Ergebnisindikatoren auch Auskunft über die Zielerreichung der 

Bereichsübergreifenden Grundsätze liefern, kann eine Auswertung der 

Monitoringdaten den Beitrag zu den Bereichsübergreifenden Grundsätzen 

darstellen (materielle Reichweite).  

• Auswertung der finanziellen Reichweite der Bereichsübergreifenden Grundsätze 

(ausgegebene Mittel in Bezug zum inhaltlichen Beitrag der Fördermaßnahmen)  

• Erneute Befragung der verantwortlichen Ansprechpersonen der Förderrichtlinien mit 

Fokusgruppeninterviews: Eine erneute Befragung kann dazu dienen, die erzielten 

Beiträge auszuweisen und Hinweise für die Berücksichtigung der 

Bereichsübergreifenden Grundsätze in der nächsten Förderperiode zu liefern. 
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